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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 


über die Tagung der Versammlung vom 5. bis 8. Juni 1990 


Während des ersten Teils ihrer 36. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 


Bericht des Präsidialausschusses der Versammlung 


Politische Fragen 

— Die Westeuropäische Union im Atlantischen Bündnis (Empfeh- 
lung 480 - S. 14) 

Hierzu sprachen die Abg. Reddemann (S. 7), Dr. Müller (S. 9), 
Antretter (S. 10), Prof. Dr. Soell (S. 11) und Dr. Ahrens (S. 13) 

— Ansprache von Außenminister Marc Eyskens (Belgien) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 8) und Dr. Klejdzinski 
(S. 8) 

— Ansprache von Außenminister Geza Jeszenszky (Ungarn) 


Verteidigungsfragen 

— Wien, die Abrüstung und die Westeuropäische Union (Empfeh- 
lung 481 - S. 18) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Feldmann (S. 16) 

— Die Zukunft des Tiefflugs (Empfehlung 485 — S. 30) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Klejdzinski (S. 26), Steiner (S. 28) 
und Zierer (S. 27) 

— Ansprache von Verteidigungsminister Coeme (Belgien) 
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Hierzu sprach Abg. Prof. Dr. Soell (S. 18) 

— Ansprache des Staatssekretärs für Verteidigung, Atwood 
(USA) 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Soell (S. 22) und Zierer 
(S. 23) 


Wissenschaft und Technik 

— Die unabhängige Europäische Programmgruppe (IEPG) und 
die Westeuropäische Union (Empfehlung 483 — S. 24) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Klejdzinski (S. 23) 

— Beobachtungssatelliten — eine europäische Möglichkeit zur 
Verifikation der Abrüstung — Richtlinien des Symposiums 
(Empfehlung 482 — S. 22) 

Hierzu sprachen die Abg. Lenzer (S. 19) und Dr. Klejdzinski 
(S. 21) 

— Entwicklung im Führungs-, Kon troll-, Kommunikations- und 
Aufklärungsbereich (C 3 I) (Empfehlung 486 — S. 31) 


Haushaltsfragen 

— Stellungnahme zu den Haushalten der Ministerorgane der 
Westeuropäischen Union für das Haushaltsjahr 1989 (revidiert) 
und 1990 (Empfehlung 487 — S. 31) 


Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Die WEU, die Forschungseinrichtungen und die Nichtregie- 
rungsorganisationen (NGOs), die sich mit Fragen der europäi- 
schen Sicherheit und Verteidigung befassen (Empfehlung 484 
— S . 25, Richtlinie 76 — S. 25) 

— Die neue Rolle der nationalen Delegationen im Rahmen der 
Aktivitäten der Versammlung der WEU (Entschließung 82 — 
S. 26) 


Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der Mitglieder der Delegation der Bundes- 
republik Deutschland sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt, 
die Antworten zusammengefaßt wiedergegeben. 

Die Versammlung wählte zu ihrem neuen Präsidenten den franzö- 
sischen Senator Pontillon. 

In seinem Amt als deutscher Vizepräsident wurde Abg. f Prof. 
Dr. Soell bestätigt; Abg. Dr. Ahrens wurde als Vorsitzender des 
Politischen Ausschusses, Abg. Dr. Klejdzinski als Vorsitzender des 
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Haushaltsausschusses und Abg. Frau Fischer als stellvertretende 
Vorsitzende des Parlamentsausschusses wiedergewählt. 

Den Bericht des Rates der WEU trug der amtierende Vorsitzende, 
der belgische Außenminister Marc Eyskens vor. 

Zu der Versammlung sprachen weiterhin der Generalsekretär der 
WEU Willem van Eekelen, der belgische Verteidigungsminister 
Guy Coeme, der ungarische Außenminister Geza Jeszenszky und 
der Staatssekretär für Verteidigung der USA, Donald J. Atwood. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus der 
DDR, Dänemark, Griechenland, Jugoslawien, Norwegen, Polen, 
der Türkei und Ungarn teü. 


Schwerpunkte der Beratungen 

Im Mittelpunkt der Beratungen der Versammlung, an denen erst- 
malig Delegationen der neuen Mitglieder Spanien und Portugal 
teünahmen, standen die Bewertung der neuen Sicherheitslage in 
Europa und Auswirkungen auf die WEU und das Atlantische 
Bündnis. 

Der neu gewählte Präsident der Versammlung, Senator Robert 

Pontillon, betonte in seiner Ansprache, daß die WEU ihre Stellung 
als europäischer Pfeiler in der Atlantischen Allianz ausbauen und 
dazu beitragen müsse, die Strukturen der NATO den neuen sicher- 
heitspolitischen Realitäten anzupassen. Das Bündnis müsse eine 
stärkere politische Ausrichtung erfahren und sich insbesondere 
Fragen der Abrüstung und Entspannung widmen. Zwischen den 
Mitgliedstaaten der WEU sei eine engere Zusammenarbeit bei 
sicherheitspolitischen Fragen anzustreben mit dem Ziel, eine euro- 
päische Union auch auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik herzu- 
stellen. Die WEU sei aufgerufen, den Demokratieprozeß in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas zu unterstützen und sich an den 
Plänen zur Errichtung einer gesamteuropäischen Sicherheitsord- 
nung aktiv zu beteiligen. Eingehend auf den militärischen Status 
eines vereinten Deutschlands unterstrich Präsident Pontillon die 
Notwendigkeit der Mitgliedschaft Deutschlands in NATO und 
WEU. Dies könne dazu beitragen, den Befürchtungen einer in der 
Zukunft verstärkt nationalen Politik Deutschlands entgegenzuwir- 
ken. 

In der Diskussion über den Bericht des Politischen Ausschusses 
betr. die WEU im Atlantischen Bündnis wies Berichterstatter Fins- 
berg (Großbritannien) daraufhin, daß die WEU ihre Stellung als 
europäischer Pfeiler innerhalb des Atlantischen Bündnisses aus- 
bauen und aktiv mitwirken müsse, die Strukturen der NATO der 
gewandelten sicherheitspolitischen Lage in Europa anzupassen. 
Die NATO werde auch in Zukunft der wichtigste Garant für die 
Sicherheit in Europa sein. In der sich anschließenden Debatte spra- 
chen sich die Delegierten für eine enge Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten der Westeuropäischen Union bei der Errichtung einer 
gesamteuropäischen Sicherheitsordnung in Europa aus. Während 
einerseits die Möglichkeit in Erwägung gezogen wurde, die WEU 
als gesamteuropäisches Sicherheitsforum auszubauen, wurde an- 
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dererseits der Vorschlag diskutiert, den KSZE-Prozeß zu institutio- 
nalisieren. Einigkeit bestand über eine Einbindung der USA in 
gesamteuropäische Strukturen. Zu der Frage der Bündniszugehö- 
rigkeit eines vereinten Deutschlands sprach sich die Versammlung 
mit großer Mehrheit gegen eine Neutralität und für den Verbleib 
Deutschlands in der NATO aus. Als problematisch wurde die Frage 
angesehen, inwieweit die DDR nach ihrem Beitritt zur Bundesre- 
publik Deutschland automatisch Mitglied in NATO und WEU 
werde. Es bestand Einigkeit, daß für eine Übergangszeit Lösungen 
unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen der beteiligten 
Parteien gefunden werden müßten. Das vereinte Deutschland 
müsse die bestehenden Grenzen zu seinen Nachbarn endgültig 
anerkennen. In einer einstimmig angenommenen Empfehlung for- 
dert die Versammlung den Rat auf, die Rolle der WEU als europäi- 
schen Pfeiler des Bündnisses zu bekräftigen und eine aktive Betei- 
ligung der WEU an den Anstrengungen zur Errichtung einer neuen 
Friedensordnung in Europa sicherzustellen. 

Mit Fragen der Abrüstung und der Verifikation beschäftigte sich 
der Bericht des Verteidigungsausschusses, vorgelegt von Abg. 
Lord Newall (Großbritannien), über „Wien, die Abrüstung und die 
WEU 11 . Es bestand Einigkeit, daß der erfolgreiche Abschluß der 
Verhandlungen sowohl über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE) als auch über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah- 
men in Europa (VSBM) eine grundlegende Voraussetzung für Sta- 
bilität und Sicherheit in Europa sei. Die Rüstungskontrollverhand- 
lungen müßten unmittelbar nach Unterzeichnung eines ersten 
KSE- Vertrages fortgesetzt werden. Die Delegierten sahen die drin- 
gende Notwendigkeit, die europäische Zusammenarbeit im Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsbereich zu erweitern, vor allem im Hin- 
blick auf die Verifikation der Abrüstungsvexeinbarungen. In einer 
einstimmig angenommenen Empfehlung wird der Rat aufgefor- 
dert, unter der Schirmherrschaft der WEU die erforderlichen Maß- 
nahmen für die Errichtung eines europäischen Verifikationszen- 
trums zu ergreifen und alle Staaten in Ost und West, sofern sie die 
erforderlichen Bedingungen erfüllen, aufzufordern, sich daran zu 
beteiligen. 

Anläßüch der Debatte über den Bericht des Ausschusses für Wis- 
senschaft, Technologie und Raumfahrt zu dem Thema „Beobach- 
tungssatelliten — eine europäische Möglichkeit zur Verifikation 
der Abrüstung 11 , vorgelegt von Abg. Lenzer, forderte die Ver- 
sammlung die Entwicklung eines eigenständigen europäischen 
Beobachtungssatelliten. Hierdurch könne die WEU ihrer Verant- 
wortung in einer sich verändernden Sicherheitslage entsprechen 
und gleichzeitig als gleichberechtigter Partner das Bündnis stär- 
ken. 

Die Zukunft des Tieffluges war Thema eines Berichtes des Vertei- 
digungsausschusses, vorgelegt von Abg. Dr. Klejdzinski. Ausge- 
hend von der neuen sicherheitspolitischen Lage in Europa wurde 
die Frage nach der Akzeptanz von Lärmbelästigung durch Tief- 
flüge in der Bevölkerung diskutiert. Während von Delegierten 
einerseits der völlige Verzicht auf Tiefflüge über bewohnten Ge- 
bieten gefordert wurde, sah die Mehrheit der Redner die Notwen- 
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digkeit von Tiefflügen zu Übungszwecken; es müsse jedoch eine 
Reduzierung auf ein unverzichtbares Minimum erfolgen. In einer 
einheitlich angenommenen Empfehlung an den Rat setzt sich die 
Versammlung u. a. dafür ein, daß Tiefflüge über bewohnten Ge- 
bieten in Friedenszeiten nur in einer Höhe von mindestens 
300 Metern erfolgen dürfen. Tiefflüge zwischen 22.00 Uhr abends 
und 8.00 Uhr morgens und an Sonn- und Feiertagen sollten gene- 
rell verboten werden. 

Auch die Regierungsvertreter stellten in ihren Ansprachen die sich 
gewandelte Sicherheitslage in Europa in den Mittelpunkt. 

Im Hinblick auf Vorschläge für neue gesamteuropäische Struktu- 
ren warnte Generalsekretär Willem van Eekelen vor übereilten 
Schritten. Das Atlantische Bündnis handele voreilig, wenn es eine 
pan-europäische Architektur unterstütze, bevor es die Auswirkun- 
gen der Ereignisse in Mittel- und Osteuropa kenne. Von großer 
Wichtigkeit sei der erfolgreiche Abschluß der KSE-Verhandlun- 
gen. Die Sowjetunion verfüge trotz der angekündigten einseitigen 
Truppenabzüge über ein eindeutiges militärisches Übergewicht 
auf konventionellem Gebiet. Bis zum Abbau dieses Ungleichge- 
wichts müsse die NATO an ihrer Doktrin der nuklearen Abschrek- 
kung festhalten. Aufgabe der WEU sei es, die europäische Zusam- 
menarbeit insbesondere im Rüstungs- und Verifikationsbereich zu 
fördern. Zu unterstützen sei der Vorschlag der Bildung multinatio- 
naler Einheiten. Dies könnte das Problem der Stationierung von 
NATO-Truppen in einem vereinten Deutschland lösen. 

Der amtierende Ratspräsident und Außenminister von Belgien, 
Marc Eyskens, betonte die wichtige Rolle der WEU bei der Schaf- 
fung eines europäischen Sicherheitsbewußtseins. Die WEU müsse 
dem europäischen Integrationsprozeß eine sicherheitspolitische 
Dimension geben. Diese Aufgabe könne die WEU jedoch nur in- 
nerhalb des Atlantischen Bündnisses und mit dessen Unterstüt- 
zung bewältigen. Die Definition neuer gesamteuropäischer Struk- 
turen hänge von dem Abschluß eines Vertrages über die konven- 
tionellen Streitkräfte in Europa ab. Auch müsse eine Lösung für die 
Bündniszugehörigkeit eines vereinten Deutschlands gefunden 
werden. Es sei wünschenswert, daß ein vereintes Deutschland Mit- 
glied in NATO und WEU bleibe. 

In seiner Ansprache forderte der belgische Verteidigungsminister 
Guy Coeme r die Strukturen der NATO den neuen sicherheitspoli- 
tischen Gegebenheiten in Europa anzupassen und die Stellung des 
europäischen Pfeilers in der NATO zu stärken. Das Ziel, eine 
eigenständige Sicherheitspolitik zu schaffen, setze die verstärkte 
Integration der Sicherheitspolitik auf EG-Ebene unter Beibehal- 
tung der Solidarität mit den nordamerikanischen Verbündeten 
voraus. 

Mit viel Beifall wurde die Rede des ungarischen Außenministers 
Gesa Jeszenszky, der den Wunsch seines Landes auf Erteilung 
eines besonderen Gaststatus in der Versammlung der WEU über- 
brachte, bedacht. Außenminister Jeszenszky führte aus, daß Un- 
garn Gespräche mit dem Ziel des Austritts aus dem Warschauer 
Pakt führe. Es sei vereinbart, daß die sowjetischen Truppen Un- 
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gam bis 1991 verließen. Ziel zukünftiger ungarischer Außenpolitik 
sei es r mit der Sowjetunion und seinen Nachbarn gut-nachbarliche 
Beziehungen auf gleichberechtigter Basis herzustellen. Ungarn 
wolle zu der Errichtung einer neuen Ordnung für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa beitragen, die traditionellen Beziehun- 
gen zu Europa wiederaufnehmen und den westeuropäischen Or- 
ganisationen, welche das Ziel einer politischen Integration verfolg- 
ten, beitreten. Es sei wichtig, die verschiedenen Sprachen, Religio- 
nen und Kulturen in Europa zu erhalten und Toleranz gegenüber 
Minderheiten zu üben. 

Mit Staatssekretär Donald J. Atwood sprach zum ersten Mal ein 
Vertreter der US-Regierung zu der WEU-Versammlung. In seiner 
mit großem Interesse aufgenommenen Rede betonte Staatssekre- 
tär Atwood, daß WEU und NATO einen Faktor der Sicherheit und 
Stabilität in Europa darstellten. Eingehend auf die neue Sicher- 
heitslage in Europa wies Staatssekretär Atwood auf das immer 
noch bestehende militärische Übergewicht der Sowjetunion insbe- 
sondere bei konventionellen Waffen hin. Erst nach Abschluß eines 
KSE-Abkommens werde sich die USA für eine Überprüfung und 
Anpassung der NATO-Strategien aussprechen und angemessene 
Kürzungen in seinem Verteidigungshaushalt vornehmen. Auch 
müsse abgewartet werden, ob sich die positive Entwicklung des 
vergangenen Jahres in Mittel- und Osteuropa im Hinblick auf die 
schwierige wirtschaftliche und innenpolitische Lage, insbesondere 
in der Sowjetunion, ohne entscheidende Rückschläge fortsetze. Als 
die Hauptelemente einer zukünftigen amerikanischen Verteidi- 
gungspolitik bezeichnete Staatssekretär Atwood die Aufrechter- 
haltung des Prinzips der Abschreckung durch den Besitz von stra- 
tegischen Waffen, die aktive Mitgliedschaft im Atlantischen Bünd- 
nis unter stärkerer Berücksichtigung der europäischen Interessen, 
die Beibehaltung der militärischen Präsenz auf den Weltmeeren, 
den Einsatz von flexiblen Einsatztruppen und die Ausstattung der 
Armee mit Waffensystemen auf dem neuesten technischen Stand. 
Staatssekretär Atwood betonte, daß die USA auch in Zukunft ihre 
Verantwortung in Europa wahmehmen würden. Die Sicherheits- 
interessen der USA und Europas seien untrennbar miteinander 
verbunden. 


Bonn, den 8. August 1990 


Dr. Ahrens 

Sprecher der Delegation 


Böhm (Melsungen) 

stellvertretender Sprecher 
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Dienstag, 5. Juni 1990 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten der Versammlung, 
Robert Pontillon (Frankreich) 

(Themen: Rolle der WEU bei der Umgestaltung des 
Atlantischen Bündnisses — Entwicklung einer euro- 
päischen Union für Verteidigungsfragen — Schaffung 
einer neuen Sicherheitsordnung in Europa — Stellung 
eines vereinten Deutschlands in der WEU — Schaf- 
fung einer europäischen Raumfahrtagentur für Beob- 
achtung ssatelliten — Zusammenarbeit zwischen Rat 
und Versammlung) 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Präsidialausschusses 
der Versammlung 

(Drucksache 1220) 

Berichterstatter: Abg. Goerens (Luxemburg) 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der WEU f 
Willem van Eekelen (Niederlande) 

(Themen: Beitrag der WEU zur Herausbildung eines 
europäischen Sicherheitsbewußtseins — Ergebnisse 
des Gipfels von Washington — Weiterbestehen des 
militärischen Übergewichts der Sowjetunion — Auf- 
rechterhaltung des Prinzips der Abschreckung — Bil- 
dung von multinationalen Einheiten — Schaffung ei- 
ner neuen europäischen Friedens- und Sicherheits- 
ordnung) 


Tagesordnungspunkt: 

Die WEU im Atlantischen Bündnis 

(Drucksache 1225) 

Berichterstatter: Abg. Finsberg (Großbritannien) 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men! Meine Herren! Europa hat bisher in einer Situa- 
tion gelebt, in der die Balance des Schreckens dafür 
gesorgt hat, daß es zu keinen neuen kriegerischen 
Auseinandersetzungen gekommen ist. Wir haben im 
Augenblick zum erstenmal seit 1945 die Chance, 
diese Balance in eine völlig neue Form zu bringen, in 
eine Form nämlich, die dem Selbstbestimmungsrecht 
der Völker in Europa entspricht. Ich glaube, es ist eine 
Aufgabe der Westeuropäischen Union, diese Chance 
mit zu nutzen und eigene Vorstellungen zu entwik- 
keln. 

Schon aus diesem Grunde möchte ich mich bei unse- 
rem Berichterstatter, bei Sir Geoffrey Finsberg, herz- 
lich für den Bericht bedanken, den er uns nicht nur als 
Grundlage für eine Debatte, sondern auch als Grund- 
lage für die weitere Arbeit geliefert hat. 


Wir befinden uns im Augenblick in einer Zwischen- 
etappe, in der die ost- und mitteleuropäischen Staaten 
die Möglichkeit haben, sich in Richtung Demokratie 
fortzubewegen, und in der wir alle als europäische 
Staaten, vor allem wir als demokratische Staaten, die 
Chance bekommen, den Menschen in den meisten 
mittel- und osteuropäischen Staaten unsere Hilfe 

— sei es ideeller, sei es materieller Art — zu geben. 

Dessenungeachtet dürfen wir nicht vergessen, daß die 
Bedrohung, die wir so lange empfunden haben, noch 
nicht völlig beseitigt ist. Wir dürfen nicht vergessen, 
daß es in mehreren Staaten Südosteuropas vor allem 
immer noch große Probleme gibt — ja, wenn ich an 
Jugoslawien denke, eigentlich erst entstehen — und 
möglicherweise zu Auseinandersetzungen führen, die 
an die Balkankriege vor dem Ersten Weltkrieg erin- 
nern. 

Wir müssen aber auch ebenso feststellen, daß die Ent- 
wicklung in der Sowjetunion durchaus nicht so opti- 
mistisch zu sehen ist, wie es viele in den vergangenen 
Monaten geglaubt haben. Vielmehr haben wir es in 
der Sowjetunion mit einer Situation zu tun, die sehr 
viel kritischer — auch für Europa — werden kann, als 
es viele im Augenblick beurteilen. Die Gefahr, daß 
eine unsicher gewordene Regierung in Moskau äu- 
ßere Erfolge — und seien sie militärischer Art oder 
drohend diplomatischer Art — nötig hat, um die Pro- 
bleme im eigenen Land — ich denke an die Wirtschaft 
und an die Nationalitätenfragen — zwar nicht zu lö- 
sen, aber zu überspielen, kann man mit dem besten 
Willen nicht ausschließen. Die Gefahr, daß wir trotz 
der Euphorie, in der wir im Augenblick in Europa 
leben, eines Tages eine kalte Dusche aus dem Osten 

— wenn auch vielleicht nur kurzfristig — bekommen, 
sollte man zumindest im Auge behalten. 

Meine Damen, meine Herren, wir haben in den letz- 
ten Tagen erlebt, wie der Präsident der Vereinigten 
Staaten und der Präsident der Sowjetunion in Wa- 
shington und in Camp David versucht haben, etwas zu 
entscheiden, was eigentlich eine ureigene europäi- 
sche Sache ist. Ich möchte kritisch anmerken, daß das 
hoffentlich der letzte Gipfel war, auf dem zwei Staa- 
ten, deren Hauptinteressen nicht in Europa liegen, 
über die europäischen Staaten und über die europäi- 
schen Völker zwar nicht beschließen, aber doch zu- 
mindest den Weg weisen wollen. 

Wenn ich höre, daß der sowjetische Außenminister 
Schewardnadse gestern in Kopenhagen plötzlich das 
Potsdamer Protokoll vom August 1945 als eine künf- 
tige Grundlage der europäischen Politik angeboten 
hat, dann muß ich sagen, daß die zunächst mehr tak- 
tisch erscheinende Haltung des sowjetischen Präsi- 
denten in Washington offenbar auf einer völlig ande- 
ren Basis beruht, auf einer Basis nämlich, die eher auf 
die Erfolge der stalinistischen Politik und des stalini- 
stischen Imperialismus baut als auf jene vertrauens- 
volle Zusammenarbeit, die wir eigentlich alle möch- 
ten. 

Herr Präsident, dessenungeachtet sollten wir optimi- 
stisch bleiben, und zwar einfach deswegen, weil wir 
wissen, daß die Menschen in Mittel- und Osteuropa 
und natürlich auch die Menschen in der Sowjetunion 
die Diktaturen, die sie dort erleiden mußten und die 
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zum Teil noch existieren, nicht mehr ertragen möch- 
ten, sondern daß sie ebenso wie wir ihre Länder in 
freie Staaten, in freie Gesellschaften umwandeln kön- 
nen. Deswegen ist vieles, was sich in den letzten Mo- 
naten ereignet hat, nicht mehr umkehrbar. 

Wir als Deutsche — dies füge ich in aller Offenheit 
und mit Freude hinzu — dürfen noch ein Stück opti- 
mistischer sein, nicht zulötzt deswegen, weil wir ge- 
rade während der im Augenblick in der Tat schwieri- 
gen Zeiten die Garantie haben, daß wir seit 40 Jahren 
mit Freunden und Verbündeten in Europa ausgestat- 
tet sind, wie sie Deutschland seit der Neuorganisation 
im Jahre 1871 nie besessen hat. Aus der selbstver- 
ständlichen Zusammenarbeit mit Nachbarn, mit an- 
deren freien europäischen Staaten wollen wir den 
Schluß ziehen, daß wir uns nicht nach 40 Jahren zu- 
rückziehen, weil plötzlich die Chance der Wiederver- 
einigung gegeben ist. Wir wollen vielmehr weiterhin 
unseren aktiven Part leisten, sei es in der Westeuro- 
päischen Union, sei es in der NATO, sei es im Euro- 
parat oder sei es in den Europäischen Gemeinschaf- 
ten. 

Ich muß gestehen, ich bin ein wenig überrascht, daß 
der sowjetische Staatspräsident sich mit so großer 
Energie gegen die Mitgliedschaft des künftigen Ge- 
samtdeutschlands in der NATO ausgesprochen hat. 
Wir sind uns doch wohl über eines klar: Wenn er wirk- 
lich, wie er mehrfach betont hat, sozusagen vor einer 
Wiederholung des Zweiten Weltkrieges Angst hat, 
weil Deutschland nun plötzlich wieder zu stark sein 
könnte, müßte er doch ein Interesse daran besitzen, 
daß dieses Deutschland in der NATO bleibt. Es ist ja 
nicht nur der Beitritt eines souveränen Deutschlands 
zur NATO entscheidend gewesen, sondern wir haben 
uns darüber hinaus mit unserer gesamten Armee frei- 
willig in die NATO integriert. Wir haben alle unsere 
Truppenteile dem NATO- Kommando unterstellt. Nie- 
mand hat die Absicht, diese Unterstellung unter die 
NATO wieder rückgängig zu machen. Wenn nicht ein 
abgrundtiefes Mißtrauen des sowjetischen Staatsprä- 
sidenten auch gegenüber den übrigen Mitgliedstaa- 
ten der NATO vorhanden ist, müßte er eigentlich den 
Vorstellungen folgen, die besagen: Es ist vernünftig, 
wenn Deutschland in dem Kreis bleibt, in dem es seit 
Jahrzehnten eine, wie ich hoffe, nicht nur friedvolle, 
sondern auch verantwortungsvolle Politik betrieben 
hat. 

Meine verehrten Damen, meine Herren, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, es wäre für mich eine wichtige 
Entscheidung, wenn diese Versammlung sich eindeu- 
tig für die deutsche NATO-Mitgliedschaft auch in der 
Zukunft ausspräche, wenn dieser selbstverständlich 
gewordene Verbund unter friedlichen Staaten erhal- 
ten bliebe und wir auch mit unseren Landsleuten aus 
dem heute noch DDR genannten Teil Deutschlands in 
diesem Verbund bleiben könnten. 

Herr Präsident, ich bedanke mich, daß Sie mir so lange 
Gelegenheit gegeben haben, meine Meinung zu sa- 
gen. Ich möchte noch einmal die herzliche Bitte an Sie 
richten, die deutsche Einigung, die nun einmal in ab- 
sehbarer Zeit kommt, als eine große Chance nicht nur 
für mein Land, sondern für alle demokratischen Staa- 
ten in Europa zu begreifen. 


Mittwoch, 6. Juni 1990 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Außenministers von Belgien 
und des amtierenden Ratspräsidenten, 
Marc Eyskens 

(Themen: zukünftige Aufgaben der WEU — Solidari- 
tät mit dem Atlantischen Bündnis ~ KSE-Verhandlun- 
gen — außenpolitischer Status eines vereinten 
Deutschlands — multinationale Truppen) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Minister, ich habe aus Ih- 
ren Antworten eine gewisse Sympathie oder Favori- 
sierung herausgehört: daß Sie sich durchaus vorstel- 
len können oder vielleicht auch wollen, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft die Zuständigkeit für Sicher- 
heit und für Verteidigungsfragen bekommt. Sie ha- 
ben anschließend gesagt, Sie wollten die Sicherheit 
von den Verteidigungsfragen trennen. Ich kann mir 
einfach nicht vorstellen — deswegen frage ich nach — , 
daß man die Sicherheitspolitik von der Verteidigungs- 
politik trennen kann, daß man das in unterschiedli- 
chen Gremien mit unterschiedlichen Akzentuierun- 
gen behandeln kann. 

Wenn ich diesem Gedanken, den Sie äußern, folgte, 
käme ich zu der Überzeugung, daß wir in der WEU 
letztlich nur noch der Sockenzählausschuß der jewei- 
ligen Streitkräfte wären, während die großen Pro- 
bleme woanders behandelt würden. Ich möchte Sie in 
diesem Zusammenhang nochmals fragen: Ist es wirk- 
lich Ihre Überzeugung, daß die EG auch für Sicher- 
heits- und Verteidigungsfragen zuständig sein 
könnte, wenn Sie gleichzeitig einräumen, daß die EG 
für solche Länder erweiterungsfähig ist, die gegen- 
wärtig unserem Verteidigungsbündnis nicht angehö- 
ren? Wäre nicht vielleicht der Europarat eher geeignet 
als parlamentarisches Gremium der KSZE, über Si- 
cherheitspolitik, Sicherheitsstrukturen oder koopera- 
tive Sicherheit in Europa nachzudenken, als gerade 
die Gemeinschaft? 

In seiner Antwort führte Minister Eyskens aus , daß die 
Mitgliedschaft von neutralen Staaten in der EG der 
Übertragung von Verteidigungskompetenzen auf die 
EG entgegenstehe. Er befürworte jedoch , daß sich die 
EG in der Zukunft verstärkt mit Sicherheitsfragen , ins- 
besondere der Förderung vertrauensbildender Maß- 
nahmen , im Rahmen der Europäischen Politischen Zu- 
sammenarbeit befasse. 

Dr. Ahrens (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident, daß 
Sie mir als allerletztem Redner das Wort erteilt ha- 
ben. 

Herr Minister, Sie haben bei unseren Fragen wahr- 
scheinlich bemerkt, daß die Kolleginnen und Kollegen 
dieser Versammlung wie übrigens auch der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates Beden- 
ken haben, wenn man von einer Institutionalisierung 
der KSZE in dem Sinne spricht, daß man dort auch 
neue Organisationen schafft. Herr Minister, meine er- 
ste Frage ist diese: Teilen Sie meine Auffassung, daß 
für Europa alles wichtiger ist als eine weitere Organi- 
sation? Bereits heute bringen unsere Mitbürger die 


8 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7676 


Europäische Gemeinschaft, den Europarat und die 
WEU heillos durcheinander. Kein Mensch weiß mehr, 
wer wofür zuständig ist. Ganz abgesehen davon lei- 
den auch wir unter der Doppelarbeit und unter dem 
zuweilen spürbaren Gegeneinander der bereits heute 
vorhandenen Organisationen. Ausgehend von dieser 
Befürchtung frage ich Sie: Sollte man mit der Schaf- 
fung weiterer institutionalisierter Bürokratien, die, 
wie wir wissen, alle den Trend haben, sich zu verewi- 
gen und zu vergrößern, nicht sehr vorsichtig sein? 
Dies ist die erste Frage. 

Ich möchte eine zweite Frage an Sie richten. Herr 
Minister, halten Sie es nicht für notwendig, die, wie 
wir meinen, positiven Erfahrungen, die man seit dem 
letzten Kriege beim Europarat, bei der WEU und auch 
bei der Europäischen Gemeinschaft mit der Bildung 
parlamentarischer Gremien gemacht hat, auch im 
Rahmen des KSZE-Prozesses nutzbar zu machen? 
Wäre dann nicht auch eine Möglichkeit gegeben, die 
parlamentarische Diskussion in den bereits vorhande- 
nen Gremien zu führen? Ich darf Sie daran erinnern, 
daß wir in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates — unsere Delegationen dort sind ja per- 
sonell identisch mit denen hier — bereits jetzt mit den 
Vertretern von 29 der 35 Signatarstaaten von Helsinki 
Zusammenarbeiten. 

Eingehend auf die Frage einer Institutionalisierung 
des KSZE-Prozesses stimmte Minister Eyskens seinem 
Vorredner zu, daß man an bewährten Organisationen 
festhalten solle, anstatt neue Institutionen zu schaffen. 
Zu dem Vorschlag, dem KSZE-Prozeß eine parlamen- 
tarische Dimension zu verleihen, vertrat Minis t er Eys- 
kens die Auffassung, daß diese Aufgabe dem Europäi- 
schen Parlament übertragen werden sollte. 


Tagesordnungspunkt: 

Fortsetzung der Debatte betr. die WEU 
im Atlantischen Bündnis 

Dr. Müller (CDU/CSU) — Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht des 
Kollegen Finsberg ist eine gut geratene, hervorragend 
zusammengestellte Momentaufnahme in einer Zeit, 
die sehr bewegt ist. Wir wissen alle, daß das, was dort 
niedergeschrieben ist, in den nächsten Wochen, in 
den nächsten Monaten sicherlich neu interpretiert 
werden kann, daß hier aber ohne Zweifel bestimmte 
Pfeiler fest eingeschlagen wurden. 

Wir leben in einer Zeit, wie sie vor einem Jahr nicht 
vorstellbar gewesen wäre und wie sie vielleicht nur 
vergleichbar ist mit der Zeit der Französischen Revo- 
lution oder der Zeit der Veränderung des Weltbildes 
durch Giordano Bruno und Galileo Galilei im 16. Jahr- 
hundert. Das bedeutet, daß eine solche Zeit, die stän- 
dig in Veränderung ist, feste Pfeiler braucht; denn das 
Boot, das auf dem Meere schwankt, wo der Wind stän- 
dig wechselt, braucht irgendwo einen Pfeiler, an dem 
das Ankertau festgemacht werden kann: den Pfeiler 
der europäischen Sicherheit. 

Mein Vorredner, der Kollege Stoffelen, sprach gerade 
von Bestrebungen der KSZE auf dem Gebiet der Men- 


schenrechte. Es gibt ja Bestrebungen, im Rahmen des 
KSZE-Prozesses Sicherheitsfragen zu lösen. Es gibt 
Bestrebungen, im Rahmen der KSZE auch ein neues 
Sicherheitssystem zu schaffen. 

Erlauben Sie mir, daß ich hier ein paar skeptische 
Anmerkungen mache. Ich glaube, daß ein so großes 
Gremium zunächst nicht in der Lage ist, die Sicherheit 
zu bieten, die wir bisher im Westen gehabt haben und 
brauchen. Die KSZE erinnert mich da mehr an den 
immerwährenden Reichstag des Heiligen Römischen 
Reiches deutscher Nation, das von dem Staatsrechtler 
Samuel von Pufendorf als ein „Monstrum" bezeichnet 
wurde. 

Es gibt ja schon seit 1945 ein weltweites — nicht nur 
ein europäisches — Sicherheitssystem; denn 1945 
wurden die Vereinten Nationen mit dem Ziel ge- 
schaffen, Frieden auf Erden permanent zu machen. 
Die Einrichtung des Sicherheitsausschusses sollte da- 
für sorgen, daß es nach den Erfahrungen des Zweiten 
Weltkrieges eben keine Kriege mehr gibt. Wir wissen 
alle, daß dieses Instrument versagt hat; denn es gab 
seit 1945 über 100 bewaffnete Auseinandersetzungen 
auf dem Erdball. 

Das bedeutet für uns, die Frage zu stellen, wie unsere 
aktuelle Lage ist, wie wir uns in unserer aktuellen 
Lage zurechtfinden können. Sicher, die Rolle des 
Warschauer Paktes wird relativiert. Im Glacisbereich 
der Sowjetunion gibt es einen Rückzug sowjetischer 
Truppen aus Ungarn, der Tschechoslowakei, hoffent- 
lich auch aus Polen und der heutigen Deutschen De- 
mokratischen Republik. Aber es ist nicht so, daß in 
Europa der allgemeine Friede oder die Sicherheit aus- 
gebrochen wäre, daß es nie wieder zu Konflikten kom- 
men könnte. Wir brauchen nur einen Blick nach dem 
Südosten, auf den Balkan zu richten, auf Jugoslawien, 
auf Rumänien, auf Bulgarien. Dann werden wir fest- 
stellen, daß es täglich neue Meldungen über Nationa- 
litätenkonflikte, Grenzkonflikte und ähnliche Fragen 
gibt. 

Ich hatte vor kurzem die Gelegenheit, mit einem Mini- 
ster aus diesen Balkanländern bei einer Ministerkon- 
ferenz des Europarats zu sprechen. Er verwies darauf, 
daß die Lage auf dem Balkan mindestens so explosiv 
sei, wie sie vor dem Ersten Weltkrieg gewesen sei. Wir 
wissen alle, daß dort der Erste Weltkrieg durch die 
Schüsse von Sarajewo begonnen hat. 

Vielleicht darf ich an dieser Stelle einen Witz wieder- 
geben, den mir ein prominenter Politiker aus einem 
dieser Staaten erzählt hat und der, so makaber er ist, 
doch zeigt, wie die Situation dort ist. In Bulgarien kur- 
siert zur Zeit ein Witz, der folgendermaßen lautet: Was 
ist ein Optimist? Ein Optimist ist ein Mann, der Eng- 
lisch lernt. Was ist ein Pessimist? Ein Pessimist ist ein 
Mann, der in Bulgarien Türkisch lernt. Und was ist ein 
Realist? Ein Realist ist ein Mann, der sich eine Maschi- 
nenpistole kauft und in Bereitschaft in den Keller 
legt. 

Wenn ich einen solch makabren Witz — wenn ich es 
so formulieren darf — höre, weiß ich, wie gespannt die 
Situation in einem bestimmten Teil Europas ist. 

In einem anderen Teil Europas erfolgt die Lösung der 
Sicherheitsprobleme, der deutschen Frage durch die 
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deutsche Neuvereinigung. Das sollte uns vielleicht 
daran erinnern, daß am Anfang des Gründungspro- 
zesses der Westeuropäischen Union der Vertrag von 
Dünkirchen stand. Dort wurde ein Pakt von fünf Staa- 
ten geschlossen, um ein Wiederaufleben des deut- 
schen Militarismus zu verhindern. Das war der ur- 
sprüngliche Ausgangspunkt der westeuropäischen 
Union. Das hat sich dann auf Grund des Ost-West- 
Konfliktes ganz anders entwickelt, und die WEU ist zu 
einem Bündnis mit der Mitgliedschaft der Bundesre- 
publik zur Erhaltung von Freiheit und Sicherheit in 
Europa geworden. 

Ich bin nicht ganz so optimistisch wie der Kollege Stof- 
felen, der gleich mit 50-% -Quoten gearbeitet hat. Ich 
bin der Meinung, nicht nur Bürokratien, sondern auch 
Militärapparate sind nach den Erfahrungen, die wir 
alle haben, sehr langsam zu reduzieren. Ich spreche 
meine Besorgnis darüber aus, daß der KSE-Prozeß in 
Wien wenigstens für mich zu langsam geht und daß 
man bisher noch nicht zu Ergebnissen gekommen ist. 
Es gibt immer wieder Vermutungen, es gäbe eventu- 
ell einen Druck des Militär apparat es in der Sowjet- 
union, diesen Prozeß zu verlangsamen und nicht zu 
beschleunigen. 

Ganz gleich, wie die Entwicklung weitergeht: Die 
Umorientierung unserer Militärstruktur auch im We- 
sten wird sicher dazu führen, daß wir Streitkräfte 
brauchen, die schnell einsatzfähig an verschiedenen 
Orten sind, daß wir nicht mehr die großen Massen 
brauchen, und daß wir Reserven brauchen, die in ei- 
nem Krisenfall, der nie ausgeschlossen werden kann, 
mobilisiert werden können. Der Kollege Stof feien hat 
von den tausend Blumen gesprochen, die wir blühen 
lassen sollen. Auch ich bin dafür, die tausend Blumen 
blühen zu lassen. Aber man muß immer daran den- 
ken, daß es nach dem Aufruf, tausend Blumen blühen 
zu lassen, auch den Platz des Himmlischen Friedens, 
dem Tienanmen-Platz in Peking gegeben hat, daß die 
Entwicklung also durchaus in eine andere Richtung 
gehen kann. 

Was für mich wichtig erscheint — das hat auch der 
Kollege Baumei angesprochen — , ist, daß die WEU 
und die NATO den Blick in neue Richtungen werfen 
sollten: nach Süden, nach Südosten. Ich glaube tat- 
sächlich, daß der große Ost-West-Gegensatz, der uns 
45 Jahre lang bestimmt hat, nicht mehr diese Rolle 
spielen wird. Das schließt aber nicht aus, daß neue 
Konfliktfelder entstanden sind. Während wir in Eu- 
ropa die Atomwaffen beseitigen wollen, redet man 
davon — ich bitte Sie, sich daran zu erinnern — , daß 
Indien und Pakistan vor einem Atomkrieg stehen 
könnten. Während wir die Chemiewaffen beseitigen 
wollen, wissen wir, daß Chemiewaffen im Krieg zwi- 
schen Irak und Iran eingesetzt worden sind. Wir wis- 
sen, daß es in diesem Bereich weiterhin eine große 
Aufrüstungswelle gibt. Wir wissen auch, daß es in die- 
sem Bereich Ideologien gibt, die aggressiv in dem 
Sinne sind, für eine Idee die Welt zu erobern, nicht 
etwa nur im klassischen Sinne Krieg zu führen. 

Die Sowjetunion wird in diesem Prozeß eine Rolle 
spielen. Sie wird als Leidende eine Rolle spielen. 
Denn die Konflikte im Süden der Sowjetunion strah- 
len schon heute auf ein Imperium aus, das es nicht 
geschafft hat, sich föderalistisch zu organisieren, das 


es nicht geschafft hat, die verschiedenen Sprachen 
und Kulturen so zu integrieren, daß ein Geist des 
Nebeneinanders und des Wettbewerbs herrscht. Dort 
kommen immer wieder alte nationalistische Parolen 
hoch, ja, sie spielen dort in den letzten Monaten ver- 
stärkt eine Rolle. 

Wenn wir Äußerungen aus der Sowjetunion zur aktu- 
ellen Entwicklung in der deutschen Politik hören, 
dann finde ich es immer wieder erstaunlich, welche 
Schwankungen es hier gibt. Wenn Schewardnadse 
jetzt in Kopenhagen an Potsdam erinnert, während 
zur gleichen Zeit Gorbatschow davon spricht, daß es 
kein zweites Versailles geben solle, erinnern mich sol- 
che Äußerungen aus der Sowjetunion immer an den 
Titel eines bedeutenden Romans von Dostojewskij: 
Der Spieler. Man hat das Gefühl, hier wird gespielt, 
hier wird versucht, Optionen offenzuhalten, die ei- 
gentlich längst überholt sein sollten. Gelegentlich 
macht die sowjetische Politik in diesen Fragen den 
Eindruck einer Verkehrsampel, deren Computersy- 
stem außer Kontrolle geraten ist: Sie springt von Grün 
auf Gelb und wieder zurück auf Grün, um dann län- 
gere Zeit rot zu leuchten. Das könnte eine pessimisti- 
sche Einstellung sein. Ich möchte mich aber nicht als 
Pessimisten bezeichnen, sondern eher als Realisten. 
Und Realist sein heißt, auch Optimist zu sein. 

Wenn ich hier sage, daß das auch bedeutet, Optimist 
zu sein, dann möchte ich mit einem Zitat abschließen, 
das Gorbatschow bei seinem Besuch in den Vereinig- 
ten Staaten auf der Abschlußpressekonferenz ge- 
braucht hat. Er sagte dort, daß man für Deutschland 
eine Option wünsche, die alles in Europa stärkt, an- 
statt es zu schwächen. Hier kann ich als deutscher 
Parlamentarier nur sagen: Das kann ich 100%ig un- 
terstreichen. Auch wir wollen eine Option, die alles in 
Europa stärkt, anstatt dieses Europa zu schwächen. 
Das bedeutet natürlich, daß wir auch in der WEU oder 
in der NATO an die Fragen der Abrüstung und der 
Rüstungskontrolle mit neuen Ideen herangehen müs- 
sen, daß uns das geplante Institut für Sicherheitsfra- 
gen als ein „think tank" helfen muß, die Probleme 
vorausschauend zu erfassen und dazu beizutragen, 
ein wirkliches europäisches Sicherheitssystem zu 
schaffen, in dem alle, die guten Willens sind, in Frie- 
den leben können. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir befinden uns zur Zeit in einer Phase, in 
der sich in den internationalen Beziehungen so vieles 
so schnell und so grundlegend wandelt, daß es un- 
möglich ist, auf die neuen Herausforderungen schon 
endgültige Antworten zu geben. Ich meine, es kommt 
jetzt zunächst darauf an, die richtigen Fragen zu stel- 
len und zu analysieren, welche Probleme zu lösen 
sind. Ich betrachte den Bericht von Sir Geoffrey Fins- 
berg in erster Linie als Problemanalyse, und ich meine 
auch, daß es richtig und notwendig war, gerade dieses 
Thema im Anschluß an den Pontillon-Bericht zu be- 
handeln. 

Es gab früher ein von Zeit zu Zeit zitiertes Wort, wo- 
nach die NATO dazu diene, die USA in Europa, die 
Sowjetunion von Europa fern und die Deutschen un- 
ten zu halten. Auch wenn einem solche vereinfachen- 
den Formeln nicht gefallen mögen, so ist die Thematik 
dennoch weiter aktuell. Aus den zahllosen Proble- 
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men, die sich neu stellen, möchte ich folgende drei 
Felder herausgreifen: erstens das Engagement der 
USA in Europa, zweitens die Einbindung eines verei- 
nigten Deutschlands in ein gemeinsames Sicherheits- 
system und drittens die Sicherheitsinteressen der So- 
wjetunion. 

Ich halte es für unabdingbar, alles zu tun, was die 
amerikanische Beteiligung an der Verantwortung für 
die Sicherheit der Europäer erleichtert und möglichst 
sogar verstärkt. Hierfür bieten sich zwei Rahmen an. 
Der eine ist die NATO, der andere ist die KSZE. Beide 
sollten dazu genutzt werden, um die euro-amerikani- 
sche Zusammenarbeit und Verantwortungsgemein- 
schaft noch intensiver zu gestalten. 

Die Vorschläge des Berichts im Hinblick auf die Her- 
ausstellung der WEU als eines die NATO und das 
amerikanische Engagement stärkenden Elements 

scheinen hier sehr nützlich zu sein. Die Tatsache, daß 
vor dieser Versammlung erstmals ein Vertreter der 
amerikanischen Administration sprechen wird, ist ein 
erfreuliches Zeichen dafür, daß diese Zielsetzung der 
WEU von den USA mehr und mehr verstanden 
wird. 

Der zweite Problemkreis betrifft die sicherheitspoliti- 
sche Standortbestimmung des vereinigten Deutsch- 
lands in Europa. Daß es sich hier um eine der schwie- 
rigsten Fragen handelt, bedarf keiner besonderen Er- 
wähnung. Die deutsche Frage hat das jüngste ameri- 
kanisch-sowjetische Gipfeltreffen beherrscht und 
stehtim Mittelpunkt aller multilateralen Konferenzen, 
die sich mit Sicherheitsfragen auseinandersetzen. Es 
ist verständlich, daß der Kreis derjenigen Staaten, die 
an den Konsultations- und Entscheidungsprozessen 
über die sicherheitspolitische Zugehörigkeit Deutsch- 
lands beteiligt sein wollen, außerordentlich groß ist. 
Die Deutschen wollen hier sicherlich auch niemanden 
ausschließen; aber sie wollen auch keinen neuen Son- 
derstatus für ein vereinigtes Deutschland. Ich be- 
grüße es deshalb, daß in der Empfehlung gefordert 
wird, die Beteiligung des vereinigten Deutschlands an 
der gemeinsamen Sicherheit Westeuropas unter Be- 
rücksichtigung der sowjetischen Sicherheitsinteres- 
sen sicherzustellen. Manchmal ist nicht nur das von 
Bedeutung, was in einer Empfehlung gesagt wird, 
sondern auch das, was nicht gesagt wird. So stellt die 
Empfehlung nicht die Forderung auf, daß das verei- 
nigte Deutschland der NATO angehören müsse. 

Es ist ebenso bemerkenswert, daß, soweit öffentlich 
bekannt, die Sowjetunion bisher immer nur die 
NATO-Zugehörigkeit Gesamtdeutschlands abge- 
lehnt hat; von der Zugehörigkeit zur WEU war in die- 
sem Zusammenhang nicht die Rede. Ob es so einfach 
ist, wie der Berichterstatter es in seiner mündlichen 
Präsentation gesagt hat, daß nämlich bei einem Bei- 
tritt der DDR gemäß Art. 23 des Grundgesetzes der 
WEU-Vertrag automatisch für das gesamte Deutsch- 
land gelte, weiß ich nicht. Die Bundesregierung ist da 
etwas zurückhaltender. Im Bundestag hat sie kürzlich 
auf eine entsprechende Frage folgendes gesagt — ich 
zitiere aus der Antwort der Bundesregierung — : 

Der sicherheitspolitische Status des Gebietes der 
heutigen DDR wird in allen seinen Aspekten mit der 
frei gewählten Regierung der DDR sowie mit den 


vier für Deutschland als Ganzes verantwortlichen 
Mächten zu klären sein. In diesen Zusammenhang 
gehört auch die Frage des Geltungsbereichs des 
WEU- Vertrages. 

Eines der wichtigsten Argumente der Empfehlung ist 
meines Erachtens die Forderung an den Rat, die WEU 

für die Wiederherstellung des gegenseitigen Ver- 
trauens zwischen West- und Osteuropa zu nutzen. 

Damit komme ich zum dritten Komplex, nämlich den 
Sicherheitsinteressen der Sowjetunion. Schon bei 
den damaligen Debatten um die Pariser Verträge er- 
klärte der ehemalige französische Ministerpräsident 
Mendes-France im November 1954 folgendes: 

Das in den Verträgen von Paris vorgesehene System 
einer Waffenbegrenzung und -kontrolle konstituiert 
in meinen Augen ein nützliches Beispiel, ja eine 
Vorauskonstruktion, eines allgemeineren Systems. 

Will man die WEU tatsächlich als gesamteuropäische 
Kontroll- und Sicherheitsinstitution nutzen, die auch 
für die Sowjetunion interessant wäre, so müßte man 
hier wohl ganz neue Wege beschreiten. Aber neues 
Denken ist ja von uns allen gefordert. So könnte man 
daran denken, die Sowjetunion und andere osteuro- 
päische Staaten an der Verifikation im Rahmen der 
WEU zu beteiligen. Man sollte sich auch daran erin- 
nern, daß das im Dezember 1957 Unterzeichnete 
Übereinkommen über ein verbindliches Rechtsver- 
fahren im Hinblick auf Kontrollen nicht in Kraft getre- 
ten ist, weil Frankreich es nicht ratifiziert hat. Bei 
einem zukünftigen Verifikationsprozeß sollte ein der- 
artiges Verfahren rechtsstaatliche Maßstäbe garantie- 
ren. — Vielen Dank. 

Prof. Dr. Soell Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Der Berichterstatter Sir 
Geoffrey Finsberg hat einen sehr interessanten Be- 
richt in einer sehr bewegten und bewegenden Zeit 
vorgelegt. Er war sich der Schwierigkeit voll bewußt, 
gültige Aussagen vorzulegen, die nicht von der Ak- 
tualität überholt sein würden. Aus dieser Sicht ist es 
verständlich, daß er das bisher Bewährte in den Vor- 
dergrund gerückt hat und uns empfiehlt, an diesem 
Bewährten festzuhalten. 

Gleichzeitig ist ihm keineswegs verborgen geblieben, 
daß die bewährten Bindungen und Bündnisse auf 
Grund der friedlichen und demokratischen Revolutio- 
nen im östlichen Mitteleuropa und in Osteuropa sowie 
auf Grund der bevorstehenden Vereinigung beider 
deutscher Staaten vor neuen Herausforderungen ste- 
hen. Schon jetzt hat sich die Sicherheitslage erheb- 
lich verändert. 

Der Bericht enthält in den Empfehlungen unter 1 zwar 
eine Aussage über die Sowjetunion, die jedenfalls für 
mich etwas fragwürdig ist, weil in ihr nicht zureichend 
berücksichtigt wird, daß es tatsächlich erhebliche Re- 
duzierungen sowjetischer Truppen aus Ungarn, der 
Tschechoslowakei und teilweise selbst aus der DDR 
gegeben hat. Aber das ist ein Nebenpunkt. Wichtiger 
ist die Tatsache, daß in Ländern wie Ungarn, der 
Tschechoslowakei, Polen und der DDR der militäri- 
sche Zusammenhang des Warschauer Paktes prak- 
tisch so nicht mehr existiert, sondern nur noch ein 
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vager politischer Zusammenhang. Dadurch wird 
deutlich — heute tagt das Politische Komitee des War- 
schauer Paktes in Moskau — , daß sich die Sicherheits- 
lage erheblich verändert hat, und zwar bevor es zu 
Abschlüssen in den Fragen der konventionellen Abrü- 
stung in Wien gekommen ist. 

Nach den Einschätzungen der amerikanischen Nach- 
richtendienste und der vereinigten Stabschefs ist 
deutlich, daß sich die Vorwarnzeit nicht nur um Tage, 
sondern um Wochen erhöht hat. Das heißt, das Sta- 
dium der Hochreizung, der Situation der hohen 
Alarmbereitschaft, die wir in Europa über viele Jahre 
und Jahrzehnte hatten, ist so nicht mehr existent. 

Der Berichterstatter hat zu Recht die Frage aufgewor- 
fen, wie das Problem des Beitritts der DDR zur West- 
europäischen Union zu regeln sei. Angesichts der 
Problematik der Zwei-plus- Vier- Gespräche und an- 
gesichts der Tatsache, daß sich die Sowjetunion je- 
denfalls gegenwärtig noch nicht mit dem Beitritt des 
vereinigten Deutschlands zur NATO einverstanden 
erklärt, wird häufig vergessen, daß ein Beitritt der 
DDR zur Bundesrepublik nach Artikel 23 des Grund- 
gesetzes automatisch auch den Beitritt zum Vertrag 
der Westeuropäischen Union bedeutet. 

In der Öffentlichkeit wird auch nicht wahrgenommen, 
daß die Westeuropäische Union im Hinblick auf ihre 
Mitglieder sehr viele verbindliche Regelungen trifft. 
Es besteht eine automatische Bündnispflicht. Es gibt 
die Verpflichtung zur Verteidigung an den Grenzen. 
Außerdem gibt es nicht wie beim NATO-Vertrag die 
Möglichkeit, innerhalb eines Jahres aus der Organisa- 
tion auszutreten. Vielmehr besteht erst 1998 die Mög- 
lichkeit zum Austritt oder aber ein Austritt ist nur 
möglich, wenn alle anderen Mitglieder der Westeuro- 
päischen Union diesem zustimmen. Das heißt, der Bei- 
tritt der DDR zur Bundesrepublik und damit zur West- 
europäischen Union hat völkerrechtlich gesehen eine 
ganz andere Verbindlichkeit als etwa der Beitritt der 
DDR zur Bundesrepublik im Lichte der NATO-Mit- 
gliedschaft. 

Im Unterschied zu der Bewertung, die in dem Bericht 
enthalten ist, möchte ich doch in Erinnerung rufen 
— darüber haben wir schon in früheren Debatten dis- 
kutiert, insbesondere auch auf der Sondersitzung in 
Luxemburg — , daß die Hindernisse auf sowjetischer 
Seite — das haben schon andere Redner betont — 
weniger im Substantiellen liegen als vielmehr in der 
psychologischen Situation. Die Sowjets sind nämlich 
diejenigen, die im Zweiten Weltkrieg bei der Nieder- 
kämpfung des Hitler-Faschismus die meisten Opfer 
gebracht haben. 

Ich glaube, das Problem der NATO- Zugehörigkeit ei- 
nes vereinten Deutschlands wäre leichter lösbar, 
wenn man der Sowjetunion drei Konzessionen ma- 
chen könnte. Erstens sollte sie in den Zwei-plus-Vier- 
Gesprächen — schon im Vorgriff auf weitere Wiener 
Verhandlungen über konventionelle Truppenredu- 
zierungen — Bescheid wissen über den künftigen 
Umfang der deutschen Streitkräfte, und zwar nicht 
nur der Bundeswehr, sondern auch der jetzigen Natio- 
nalen Volksarmee. 

Der zweite Punkt — das ist sicherlich nicht unsere 
zentrale Thematik — betrifft den wirtschaftlichen 


Ausgleich. Wenn man weiß, daß ein Teil der Rück- 
züge sowjetischer Truppen aus den osteuropäischen 
und mittelosteuropäischen Ländern in die Sowjet- 
union gestoppt worden ist, weil dort nicht genügend 
Kasernen, nicht genügend Unterkünfte für die Fami- 
lien zur Verfügung stehen, dann wird verständlich, 
wenn neben den vielen anderen Problemen, die wir 
aus unmittelbarer Anschauung in der Sowjetunion 
kennen, natürlich auch das Problem des wirtschaftli- 
chen Ausgleichs von besonderer Bedeutung ist. Auch 
hier müssen wir Angebote machen. 

Der dritte wichtige Punkt ist schließlich der Einstieg 
in ein übergreifendes Sicherheitssystem auf der eu- 
ropäischen Ebene. Ich gebe dem Berichterstatter 
recht, wenn er sagt: Wir brauchen hier nicht noch eine 
zusätzliche Bürokratie. Es geht wesentlich um stän- 
dige Einrichtungen wie eine Außenministerkonfe- 
renz. Dazu braucht man keinen großen Apparat. Es 
geht auch um das, was von verschiedenen Regierun- 
gen vorgeschlagen worden ist: ein Verifikationszen- 
trum. Es geht natürlich auch um größere völkerrecht- 
liche Verbindlichkeit. 

Der belgische Außenminister, der immer noch Vorsit- 
zender des Ministerrates ist, hat einen Nichtangriffs- 
pakt zwischen der Sowjetunion bzw. dem, was vom 
Warschauer Pakt noch übrig ist, und den Mitgliedern 
der NATO vorgeschlagen. Das wäre sicherlich auch 
ein Punkt, der der Sowjetunion die Entscheidung, der 
NATO -Zugehörigkeit eines vereinigten Deutschlands 
zuzustimmen, erleichtern würde. 

Gestern hat der Generalsekretär in seinem Bericht 
über die Gipfelkonferenz in Washington gesagt, dies 
sei die letzte Gipfelkonferenz alten Musters gewesen. 
Über die Zukunft Europas werde nicht mehr in Wa- 
shington und Moskau entschieden. — Dies ist ein gro- 
ßes Wort. Wie sehen aber die Tatsachen aus? Unser 
Freund und Kollege Jean-Marie Caro hat gestern zur 
Frage des sicherheitspolitischen Elements der politi- 
schen Union Europas eine Reihe bohrender Fragen 
gestellt. Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
ganz offen sprechen. Wenn Sie heute Revue passieren 
lassen, was einzelne Regierungen von Mitgliedslän- 
dern der Westeuropäischen Union zu diesem Punkt 
meinen, stellen Sie fest, daß es mindestens drei große 
Richtungen gibt. 

Ich beginne mit der deutschen Meinung. Große Teile 
der deutschen Öffentlichkeit — ich schließe Teile der 
Regierung dabei nicht aus — sind zwar für die politi- 
sche Union und halten sie angesichts des Problems 
der Einbettung eines vereinten Deutschlands in das 
zukünftige Europa für noch dringender als zuvor, aber 
sie sind skeptisch gegenüber dem sicherheitspoliti- 
schen Element einer politischen Union Europas. 

Wenn man an die französische Regierung denkt, so 
wird deutlich, daß sie sich immer noch nicht entschie- 
den hat, ob sie ihre Sonderrolle in der Frage der mili- 
tärischen Integration aufgeben soll oder ob sie ihre 
Streitkräfte einschließlich der nuklearen Komponente 
in eine politische Union Europas einbringen soll. 

Die britische Regierung besteht nach wie vor auf ihrer 
special relationship zu den Vereinigten Staaten und 
sieht diese am besten in dem Vorrang der NATO-Mit- 
gliedschaft und der integrierten militärischen NATO- 
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Struktur gewährleistet. Es gibt sicherlich noch viele 
andere Positionen innerhalb der europäischen Län- 
der, gerade auch innerhalb derer, die das entschei- 
dende Gewicht haben und führend sein könnten, 
wenn es um die politische Union Europas geht. 

Wenn wir die Vorbehalte, die auf den verschiedenen 
Seiten existieren, richtig einschätzen, wird deutlich, 
daß nur durch ihre Überwindung mittels eines Kon- 
senses, bei dem nach vorne geblickt wird, die Gefah- 
ren ausgeschlossen werden, die nicht nur von außer- 
halb Europas auf Europa zukommen können. Viel- 
mehr wäre selbst der bisher erreichte Stand von wirt- 
schaftlicher und politischer Einheit auf Dauer gefähr- 
det, wenn wir in diesem Bereich nicht vorwärtskom- 
men. Ich muß sagen — das haben mehrere Redner 
ebenfalls betont — , daß die Gefahren, die von außer- 
halb Europas auf Europa künftig zukommen können, 
einen anderen Charakter haben als die Bedrohungen, 
die wir bisher zwischen Ost und West zu verzeichnen 
hatten. Es sind auch andere Mittel notwendig, um die- 
sen Gefahren zu begegnen. 

Man kann bestimmte Bevölkerungswanderungen 
nicht mit nuklearer Abschreckung stoppen. Man kann 
religiöse Fundamentalismen nicht bekämpfen, indem 
man konventionell aufrüstet usw. Es bedarf in diesem 
Zusammenhang vielmehr eines vertieften politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Konsenses und entspre- 
chender Strategien aller europäischen Länder, die aus 
diesem Konsens hervorgehen. 

Lassen Sie mich am Schluß nochmals betonen: Die 
Westeuropäische Union bietet den vertraglichen und 
institutioneilen Rahmen für den engeren sicherheits- 
politischen Kern eines Europas, das nach dem Muster 
konzentrischer Kreise aufgebaut ist. Wir müssen die- 
sen Rahmen jetzt allerdings wirklich nutzen, nicht 
exklusiv, vielmehr so, daß die Chance geboten wird, 
daß Länder aus dem östlichen Mitteleuropa in der 
einen oder anderen Form einbezogen werden. Ganz 
entscheidend ist, daß der Kern sich selber bewußt ist, 
daß er sich sicherheitspolitisch jetzt anders organisie- 
ren muß und daß er auf diese Weise tatsächüch den 
europäischen Pfeiler der NATO bildet. Gegenwärtig 
kann man noch nicht einmal von einem Pfeilerchen 
sprechen. Derzeit bewegen die Regierungen und 
auch wir selber nur sehr viel Papier. 

Ich erhoffe mir — damit komme ich zum Schluß — von 
der Tatsache, daß unsere Versammlung nun einen 
französischen Präsidenten hat und wir ab 1. Juli auch 
einen französischen Präsidenten des Ministerrates ha- 
ben werden, einen wichtigen Anstoß. Frankreich 
kann eine wichtige Rolle spielen, um die sicherheits- 
politische Komponente einer politischen Union Euro- 
pas aufzubauen. Wenn Frankreich vorangeht, werden 
andere folgen, die sich jetzt in der einen oder anderen 
Weise noch sperren. — Schönen Dank für Ihre Auf- 
merksamkeit und Ihre Geduld. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Lassen Sie mich mit einem Wort 
des Dankes beginnen, des Dankes an Sie alle, die Sie 
sich an dieser Diskussion beteiligt haben und die Sie 
dieser Diskussion mit großem Interesse gefolgt sind. 
Mein besonderer Dank gilt unserem Berichterstatter 
Sir Geoffrey Finsberg und auch dem Sekretariat. 


Denn die Ausarbeitung dieses Berichts hat besondere 
Schwierigkeiten bereitet, weil sich die Ereignisse in 
Europa so schnell änderten. Somit legen wir Ihnen 
heute den Bericht nicht in einer ersten, sondern in 
einer zweiten Fassung vor. 

Wir Politiker auf der europäischen Ebene sind in einer 
etwas schwierigen Situation. Ich komme mir immer 
vor wie ein Schauspieler auf einer Bühne, auf der stän- 
dig die Kulissen wechseln und dem man einen Zettel 
zusteckt und sagt: Ab jetzt spielen wir etwas anderes. 
So ähnlich jedenfalls geht es uns. 

Trotzdem sind wir alle hier im Hause dankbar und 
froh darüber, daß wir heute über den Teil Europas, der 
vor zwölf Monaten noch hinter dem Eisernen Vorhang 
lag, der unseren Kontinent über Jahrzehnte getrennt 
hatte, mitverantwortlich sprechen und denken kön- 
nen und müssen. 

Im Mittelpunkt der Diskussion gestern und heute 
standen die Probleme, die sich aus der Vereinigung 
Deutschlands ergeben. Das ist verständlich; denn ein 
vereinigtes Deutschland wird stärker werden. Meine 
feste Überzeugung ist: Ein stärkeres, ein größeres 
Deutschland braucht ein stärkeres Europa. Ein größe- 
res Deutschland wird aber auch Auswirkungen auf 
das sehr empfindliche Gleichgewicht in Europa ha- 
ben. Bei aller Genugtuung darüber, hebe Kolleginnen 
und Kollegen, daß sich unsere Wertordnung als stär- 
ker erwiesen hat als das System, das man in Zentral- 
und Osteuropa als sozialistisch bezeichnet hat, bei 
aller Genugtuung darüber, daß die NATO Bestand 
gehabt hat und Bestand hat und der Warschauer Pakt 
zerbrochen ist, darf aber am Ende dieses Prozesses die 
Sowjetunion nicht als der große Verlierer erscheinen. 
Ich darf an das erinnern, was Minister Eyskens zur 
psychologischen Situation in Europa gesagt hat. Ich 
will seine Ausführungen, denen ich voll zustimme, 
nicht wiederholen. Wir dürfen die Sowjetunion nicht 
an den Rand oder gar aus Europa herausdrängen. 
Denn — auch das hat Minister Eyskens zu Recht ge- 
sagt — ohne die Sowjetunion wird es auf Dauer kei- 
nen Frieden und keine Sicherheit in Europa geben. 
Wir müssen die Sowjetunion einbeziehen. 

Das bedeutet allerdings auch, daß sich die Sowjet- 
union nicht selbst aus Europa hinauskatapultieren 
darf, daß sie keine Politik betreiben darf, die zur Iso- 
lierung führt. Hier sehe ich eine gewisse Gefahr bei 
der Haltung der Sowjetunion zur Mitgliedschaft des 
künftigen Deutschlands in der NATO, zuletzt wieder- 
holt von Präsident Gorbatschow in Washington in der 
vergangenen Woche. Alle Redner gestern und heute 
hier in diesem Raum haben betont, daß die Bundesre- 
publik in der WEU und auch in der NATO bleiben 
müsse, auch die vergrößerte Bundesrepublik. Denn 
durch eine Vereinigung der beiden Deutschlands 
nach Art. 23 unseres Grundgesetzes wird kein neues 
Völkerrechtssubjekt, kein neuer Staat entstehen, son- 
dern die Bundesrepublik wird bleiben; sie wird nur 
vergrößert und stärker, bedeutender sein. Es ist auch 
unsere Auffassung, daß das künftige Deutschland in 
der Integration bleiben sollte, auch in der militäri- 
schen Integration, jedenfalls solange wir noch kein 
besseres, Gesamteuropa umfassendes Sicherheitssy- 
stem erdacht, konzipiert und ausgeführt haben. Es 
geht nicht, daß wir dieses Deutschland in der Mitte 
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Europas neutral lassen. Wir können diesem Erdteil 
nicht den Frieden sichern, wenn sich ein Land in der 
Mitte Europas einmal auf die eine und einmal auf die 
andere Seite schlägt. Wir können Europa nicht mit 
„wechselnden Mehrheiten“ regieren. 

Man sollte in diesem Zusammenhang auch darauf 
hinweisen, daß im Gegensatz zum Warschauer 
Pakt, der — sieht man einmal von der Breschnew- 
Doktrin ab — ein reines Militärbündnis ist oder war, 
die NATO von vornherein janusköpfig war. Sie war 
von vornherein eine militärische und eine politische 
Organisation. Daher steht es voll und ganz im Ein- 
klang mit ihren Grundsätzen, wenn Minister Eyskens 
sagt, die NATO müsse zu einem Einigungsbündnis in 
Europa werden, auch um die psychologischen Hemm- 
nisse und Sperren in der Sowjetunion zu überwin- 
den. 

Kollege Reddemann hat gestern darauf hingewiesen, 
daß wir ohne die Hilfe unserer westlichen Verbünde- 
ten, ohne die Hilfe insbesondere der hier vertretenen 
Staaten niemals in die Lage hätten versetzt werden 
können, über eine Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten nachzudenken und sie in greifbarer Nähe zu 
sehen. Wir werden auch die Zukunft nur gemeinsam 
meistern können. Man kann auch der künftigen Bun- 
desrepublik nicht verwehren, ein Bündnis frei zu 
wählen. Ich darf — Sir Geoffrey hat es eben er- 
wähnt — mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, zi- 
tieren, was dazu in der Schlußakte von Helsinki ge- 
sagt worden ist: 

Die Teilnehmerstaaten haben das Recht, internatio- 
nalen Organisationen anzugehören oder nicht an- 
zugehören, Vertragspartei bilateraler oder multila- 
teraler Verträge zu sein oder nicht zu sein, ein- 
schließlich des Rechtes, Vertragspartei eines Bünd- 
nisses zu sein oder nicht zu sein, desgleichen haben 
sie das Recht auf Neutralität. 

Das kann man keinem Staat, das kann man auch der 
künftigen Bundesrepublik nicht verwehren. 

Herr Präsident, als im Herbst vorigen Jahres — Sie 
alle haben das am Fernsehen miterlebt — Hundert- 
tausende von Deutschen in der DDR auf die Straße 
gingen und demonstrierten, zu einem Zeitpunkt, 
zu dem man noch nicht wußte, ob diese Demonstra- 
tionen nicht genauso enden würden wie seinerzeit 
am 17. Juni 1953 in Berlin, wie im Herbst 1956 in 
Budapest oder beim Prager Frühling, als dort die Men- 
schen im letzten Herbst demonstrierten, haben sie 
nicht für die Bundesrepublik demonstriert. Sie wollten 
nur eines: die gleichen Rechte wie wir im Westen. Sie 
haben für unsere westliche Wertordnung demon- 
striert: für Freiheit, für Demokratie und für Men- 
schenrechte. 

Auch das fordert ganz eindeutig, daß man uns die 
Entscheidung, die ganz freie Entscheidung lassen 
muß, daß wir uns dorthin bekennen und uns dort zu- 
gehörig fühlen, wo uns diese Rechte wie in der Ver- 
gangenheit so auch in der Zukunft garantiert sind. 
— Schönen Dank. 


Empfehlung 480 

betr. die WEU im Atlantischen Bündnis 

1. Die Versammlung erinnert daran, daß Artikel IV 
des geänderten Brüsseler Vertrags eine enge Ver- 
bindung zwischen den Aktivitäten der WEU und 
denen der NATO herstellt und daß die NATO der 
wichtigste Garant für die Sicherheit Europas bleibt, 
da die Abschreckungskraft der Vereinigten Staa- 
ten zugunsten Europas nur in ihrem Rahmen zur 
Geltung kommen kann. 

Sie würdigt die Fortschritte bei der Rüstungsbe- 
grenzung, wobei sie jedoch feststellt, daß die So- 
wjetunion die Verringerung ihrer Streitkräfte und 
Rüstung noch nicht entschlossen in Angriff genom- 
men hat und nach wie vor die führende Militär- 
macht auf dem europäischen Kontinent ist. 

Sie ist der Auffassung, daß sich die Sicherheitslage 
in Europa infolge des Demokratisierungsprozesses 
in Mittel- und Osteuropa und der Öffnung der 
Grenzen, insbesondere zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR, grundlegend ge- 
wandelt hat. 

Sie wünscht den raschen Abschluß der KSE-Ver- 
handlungen, die Annahme eines neuen Mandats 
durch die KSZE zur weiteren Verringerung des 
Rüstungsniveaus, die Errichtung rein defensiver 
Militärsysteme und die umgehende Aufnahme von 
Verhandlungen über nukleare Kurzstreckenwaf- 
fen. 

Sie begrüßt die von der KSZE eingeschlagene Ent- 
wicklung und die in ihrem Rahmen unternomme- 
nen Anstrengungen zur Errichtung einer neuen 
Friedensordnung in Europa. 

Sie ist der Ansicht, daß gegenwärtig im Rahmen 
der Konferenz über Vertrauens- und sicherheitsbil- 
dende Maßnahmen und der Wiener Verhandlun- 
gen sowie in anderen Foren wichtige Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit in Europa ergrif- 
fen werden. 

Sie ist der Auffassung, daß es angesichts der Be- 
schleunigung der Ereignisse in Europa und der 
neuen Art der Sicherheitsprobleme angebracht ist, 
die Pläne für eine europäische Zusammenarbeit im 
Bereich der Sicherheit voranzutreiben. 

Sie vertritt die Ansicht, daß die Rolle der Länder 
Westeuropas bei der Ausarbeitung dieser Pläne auf 
Grund dieser neuen Umstände verstärkt werden 
sollte, was eine engere Zusammenarbeit der WEU- 
Mitgliedstaaten erforderlich macht. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, alles zu unterneh- 
men, um die amerikanische Regierung in ihrem 
Bestreben, die Beteiligung der Vereinigten Staaten 
an der Gestaltung der Sicherheit Europas zu erhal- 
ten und zu verstärken, zu unterstützen und insbe- 
sondere 

a) seine Rolle als europäischer Pfeiler des Bündnis- 
ses, insbesondere durch eine räumliche Annä- 
herung des Sitzes seiner ministeriellen Organe 
an den Sitz der NATO zu bekräftigen; 
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b) die Mitgliedstaaten, die nicht der integrierten 
Kommando Struktur der NATO unterstellt sind, 
zur Prüfung der Frage aufzufordern, inwieweit 
die neue Lage und die neue von der NATO zu 
übernehmende Rolle es ihnen ermöglicht, ihre 
Streitkräfte enger an einer gemeinsamen Statio- 
nierung zu beteiligen; 

c) die Versammlung regelmäßig über die dem- 
nächst beginnende Diskussion über die Umge- 
staltung, die Rolle und die Zukunft der NATO 
im Zusammenhang mit der Umwandlung der 
Militärpakte in politische Bündnisse infolge der 
Vereinbarungen über den Rüstungsabbau zu 
unterrichten; 

d) seine Beziehungen zu den europäischen Mit- 
gliedern des Atlantischen Bündnisses, die ge- 
genwärtig nicht der WEU angehören, zu inten- 
sivieren; 

e) für ausreichende Anstrengungen der Mitglied- 
staaten auf militärischem Gebiet zu sorgen, da- 
mit das Gleichgewicht der konventionellen 
Streitkräfte zwischen dem Westen und der So- 
wjetunion gewährleistet ist und zu diesem 
Zweck 

f) die Stärke der Streitkräfte festzulegen, die jeder 
Mitgliedstaat unter Übernahme einer entspre- 
chenden Verpflichtung in den Dienst der ge- 
meinsamen Verteidigung stellen wird und diese 
Verpflichtungen im Lichte der künftigen KSE- 
Vereinbarungen zu überprüfen; 

g) die bestmögliche Sicherheit für Westeuropa mit- 
tels der geringstmöglichen Stationierungsstärke 
zu gewährleisten und unverzüglich die Voraus- 
setzungen für die Schaffung multinationaler 
Einheiten zu prüfen; 

h) eine gerechte Verteilung der Lasten und Ver- 
antwortlichkeiten im Bündnis und zwischen den 
WEU-Mitgliedstaaten im Rahmen einer allge- 
meinen Verringerung der Militärausgaben und 
des Rüstungsniveaus herbeizuführen. 

2. Die Versammlung hält es für erforderlich, daß das 
vereinte Deutschland nicht neutral wird, daß es in 
die Europäische Gemeinschaft integriert wird und 
vollberechtigt an einem gesamteuropäischen Si- 
cherheitssystem mitwirkt, sobald die KSZE ein sol- 
ches errichtet hat und daß für eine Übergangszeit 
Lösungen gefunden werden, die für alle an der 
Aufrechterhaltung des Gleichgewichts und des 
Friedens in Europa interessierten Parteien an- 
nehmbar sind. 

Ebenso vertritt sie die Ansicht, daß das vereinte 
Deutschland die Grenzen zu seinen Nachbarn, so 
wie sie sich aus dem Zweiten Weltkrieg ergeben 
haben und durch die Vereinbarungen von Helsinki 
anerkannt worden sind, feierlich anerkennen 
muß. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, die Suche nach einem 
Status für das vereinte Deutschland zu fördern, der 
seine Beteiligung an einem System der kollektiven 
Sicherheit Westeuropas gewährleistet und der So- 
wjetunion und den Ländern Mittel- und Osteuro- 


pas die für die Aufrechterhaltung des Gleichge- 
wichts der Streitkräfte und den Fortschritt bei künf- 
tigen Verhandlungen über Frieden und Abrüstung 
erforderlichen politischen und militärischen Ga- 
rantien gibt. 

Weiterhin empfiehlt sie dem Rat, in bezug auf die 
Fragen, die bei den Verhandlungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten und den vier unmittelbar 
betroffenen Mächten über den Status Deutsch- 
lands auf der Tagesordnung stehen, eine zwischen 
seinen Mitgliedern ab gestimmte Haltung zu ge- 
währleisten. 

3. Die Versammlung ist der Auffassung, daß auf 
Grund der jüngsten Entwicklungen in gewissen 
außereuropäischen Ländern, insbesondere im Na- 
hen und Mittleren Osten, neue Gefahren für den 
Weltfrieden und die Sicherheit Europas drohen. Sie 
stellt fest, daß das Atlantische Bündnis gegenüber 
diesen Gefahren nicht die erforderlichen Garantien 
vorsieht, daß aber die Initiativen, die Europa zu 
ihrer Bewältigung ergreifen kann, zur Stärkung 
des Vertrauens der Amerikaner in die Funktionsfä- 
higkeit des Bündnisses beitragen. 

Deshalb empfiehlt sie dem Rat, regelmäßig eine 
Bewertung aller Gefahren, die die Sicherheit Euro- 
pas bedrohen können, vorzunehmen und die Öf- 
fentlichkeit über die Ergebnisse seiner Arbeiten im 
Hinblick auf die Sicherheit im Mittelmeerraum zu 
unterrichten. 

4. Die Versammlung gibt der Hoffnung Ausdruck, 
daß die Schwierigkeiten, vor denen die KSE-Ver- 
handlungen insbesondere im Zusammenhang mit 
der Stärke der Luftstreitkräfte zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt stehen, rasch überwunden werden, daß 
noch 1990 eine Vereinbarung getroffen wird und 
vor Ablauf des Jahres neue Verhandlungen begin- 
nen, damit der Abbau des Streitkräfte- und Rü- 
stungsniveaus in Europa beschleunigt wird. 

Sie begrüßt die Initiativen des Rats im Hinblick auf 
ein koordiniertes Vorgehen der Mitgliedstaaten bei 
der Durchführung einer Vereinbarung „Offener 
Himmel" und zur Gewährleistung der Wirksamkeit 
der Verifikationsmaßnahmen. 

Sie empfiehlt dem Rat, zum Erfolg der Abrüstungs- 
verhandlungen beizutragen und eine aktive Betei- 
ligung der Mitgliedstaaten an der Überprüfung der 
Einhaltung der zukünftigen Vereinbarungen durch 
folgende Maßnahmen zu erleichtern: 

a) rasche Entscheidung zugunsten des gemeinsa- 
men Baus und der gemeinsamen Nutzung von 
Beobachtungssatelliten; 

b) Erweiterung des am 23. April 1990 in Brüssel 
getroffenen Beschlusses, damit ein ständiger In- 
formationsaustausch zwischen den Mitglied- 
staaten über die Ergebnisse der von jedem ein- 
zelnen Mitgliedstaat durchgeführten Verifika- 
tionsmaßnahmen organisiert wird; 

c) Aufbau einer Zusammenarbeit zwischen- den 
Mitgliedstaaten und soweit möglich anderen 
europäischen NATO-Mitgliedstaaten bei der 
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Ausbildung des zur Durchführung dieser Maß- 
nahmen erforderlichen Personals. 

5. Die Versammlung stellt fest, daß die Sicherheit 
Westeuropas nach wie vor durch die Anwendung 
von Artikel IV des geänderten Brüsseler Vertrags 
gewährleistet ist. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, für diese Sicherheits- 
garantie Sorge zu tragen und sicherzustellen, daß 
die Mitgliedstaaten sich für den raschen Abschluß 
der ersten Phase der Wiener Verhandlungen über 
konventionelle Abrüstung einsetzen und mit Nach- 
druck auf der sofortigen Aufnahme der „Wien II"- 
Verhandlungen bestehen. 

6. Die Versammlung stellt fest, daß die Begrenzung 
der Streitkräfte und der Rüstungen in Europa zu 
einer Verringerung der Rüstungsproduktion und 
der Truppenstärke der nationalen Streitkräfte füh- 
ren wird. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, seinem Mandat zu 
entsprechen und endlich den erforderlichen An- 
stoß zur Herbeiführung der Interoperabilität der 
von der NATO verwendeten Rüstungsgüter zur 
Standardisierung und zur gemeinsamen Rüstungs- 
produktion durch die Mitgliedsländer zu geben 
und zu diesem Zweck 

a) eine Beurteilung der Erfordernisse der Sicher- 
heit Europas auf diesem Gebiet für die Zeit der 
Umsetzung der KSE-Vereinbarungen vorzu- 
nehmen; 

b) eine Verständigung zwischen den Rüstungsbe- 
trieben der Mitgliedstaaten zu fördern, insbe- 
sondere durch eine Annäherung der diesbezüg- 
lichen nationalen gesetzlichen Vorschriften, so 
wie es der Ständige Rüstungsausschuß der WEU 
in seiner Studie aus dem Jahr 1982 vorgeschla- 
gen hat; 

c) vom WEU-Institut für Sicherheitsstudien vor- 
rangig die Frage der wirtschaftlichen und sozia- 
len Folgen einer möglichen verringerten Aktivi- 
tät der Rüstungsindustrie und eines Abbaus des 
im Verteidigungsbereich beschäftigten Perso- 
nals untersuchen zu lassen. 

Sie empfiehlt dem Rat, Maßnahmen zu ergreifen, 
um sich auf die Veränderung der Militärstrategien 
und -doktrinen einzustellen und sich an die neue 
Lage in Europa anzupassen: Die bestehende Stra- 
tegie der Vorneverteidigung und der flexiblen Ant- 
wort in Europa muß unter Aufrechterhaltung eines 
Defensivpotentials überprüft werden und ange- 
sichts dieser Gegebenheiten muß die Stationierung 
der Streitkräfte möglicherweise geändert werden. 

Sie begrüßt die von Präsident Bush und der Nu- 
klearen Planungsgruppe der NATO getroffene 
Entscheidung, die Entwicklung des „Lance "-Pro- 
gramms einzustellen und auf jede weitere Moder- 
nisierung der Gefechtsköpfe der in Europa statio- 
nierten amerikanischen nuklearen Artillerie zu 
verzichten; darin kommt der Wille und die Fähig- 
keit des Bündnisses zum Ausdruck, in einer Situa- 
tion des raschen Wandels die Initiative zu erarei- 
fen. 


7. Die Versammlung begrüßt es, daß die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten nunmehr zu einem Mei- 
nungs- und Informationsaustausch mit dem We- 
sten über Fragen der Verteidigung und der Sicher- 
heit bereit sind. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, zur Wiederherstel- 
lung des gegenseitigen Vertrauens zwischen den 
Ländern Ost- und Mitteleuropas und denen West- 
europas gemäß seinem Beschluß vom 23. April 
1990 den Informationsaustausch mit geeigneten 
Gremien der Sowjetunion und der Länder Ost- und 
Mitteleuropas über die Fragen der Sicherheit, der 
Abrüstung und der Verifikation mit Unterstützung 
des WEU-Instituts für Sicherheitsstudien durchzu- 
führen. 

8. Die Versammlung begrüßt die Bemühungen des 
Rates, den Inhalt seiner Arbeiten in der Öffentlich- 
keit bekannt zu machen. Sie stellt mit Befriedigung 
fest, daß der Rat ihr zum ersten Mal ein Dokument 
der IEPG vorgelegt hat, in dem diese ihn über ihre 
Aktivitäten unterrichtet. Sie vertritt dennoch die 
Ansicht, daß diese Politik der Offenheit noch unzu- 
reichend und dem Zusammenhalt in der NATO 
abträglich ist. 

Sie empfiehlt daher dem Rat, die Öffentlichkeit 
umfassender über die Arbeiten und die Arbeitser- 
gebnisse der ihm nachgeordneten Organe zu infor- 
mieren. Ferner empfiehlt sie ihm, die Präsident- 
schaft der IEPG aufzufordern, regelmäßig der Ver- 
sammlung selbst über ihre Aktivitäten Bericht zu 
erstatten. 

9. Die Versammlung stellt fest, daß infolge der Be- 
schlüsse des Rates hinsichtlich der Abschaffung 
der Rüstungskontrollen und des Ständigen Rü- 
stungsausschusses die Beziehungen zwischen den 
ministeriellen Organen der WEU und der NATO de 
facto zurückgegangen sind. Sie begrüßt die vom 
Rat eingeleiteten Schritte zur Entwicklung neuer 
Formen von Kontakten. 

Sie empfiehlt ihm jedoch, zu der Praxis zurückzu- 
kehren, die NATO-Behörden um eine Stellung- 
nahme zu ersuchen in bezug auf Fragen, die sich 
aus den Empfehlungen der Versammlung oder aus 
schriftlich vorgelegten Fragen ihrer Mitglieder er- 
geben und im Zuständigkeitsbereich der NATO- 
Behörden liegen. 


Tagesordnungspunkt: 

Wien, die Abrüstung 
und die Westeuropäische Union 

(Drucksache 1223) 

Berichterstatter: Abg. Lord Newall (Großbritannien) 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst möchte ich dem Berichterstat- 
ter, unserem Kollegen Lord Newall aus dem Verteidi- 
gungsausschuß, für den guten und informativen Be- 
richt danken, der uns sicher weiterhelfen wird. Ich 
möchte eine Bemerkung zu Kapitel VI „The way 
ahead" machen. Ich unterstütze voll die Bemühun- 
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gen, Wien 2 unmittelbar auf Wien 1 folgen zu lassen, 

damit der Schwung und der Abrüstungswille nicht 
erlahmen. 

Wir müssen hier aber auch sehr konkret Vorgehen und 
uns bemühen, klare Ziele zu setzen. Am Ende von 
Wien 1 sollte der Beschluß stehen, bis zur übernäch- 
sten KSZE-Konferenz im Jahre 1992 Wien 2 abzu- 
schließen. Bis dahin müssen Ergebnisse vorliegen. Es 
wäre gut f wenn wir konkret einen Beschluß in diesem 
Sinne fassen könnten. 

Die Abrüstungsverhandlungen in Wien sollten weiter- 
hin zu gesamteuropäischen Abrüstungsverhandlun- 
gen erweitert werden. Die im Augenblick noch beste- 
hende Teilung zwischen den 35 und den 23 sollte auf- 
gehoben werden. Wir sind für eine gemeinsame ge- 
samteuropäische Initiative. 

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis zu den Wiener 
Verifikationsgedanken. Die in Wien vorgetragenen 
und besprochenen Verifikationsgedanken sind etwas 
breiter angelegt als diejenigen, die der Berichterstat- 
ter hier herausgearbeitet hat. Die Wiener Inspektions- 
und Verifikationsgedanken gehen insofern weiter, als 
sie auf ausgiebigem und breitem Informationsaus- 
tausch beruhen und diesen als Bestandteil der Verifi- 
kation ansehen und sogar die anschließende Vor-Ort- 
Inspektion der zu zerstörenden Waffen einschließen. 
Das ist ein wesentlicher Punkt des breit angelegten 
Verifikationsgedankens. 

Selbstverständlich stellt sich auch das Problem der 
Luft-Inspektion. Diesbezüglich sind wir nach den er- 
folglosen Versuchen, open sky zu erreichen, alle et- 
was desillusioniert worden. 

Ein Wort noch zu der heute von verschiedenen Red- 
nern mehrfach angesprochenen zögerlichen Haltung 
der Sowjetunion in Wien. Seit Beginn der Wiener 
KSZE-Konferenz hat sich die Situation total verändert. 
Wir müssen uns bei Abrüstungsgesprächen und bei 
Friedensbemühungen auch darum bemühen, die In- 
teressen der anderen Seite mit zu berücksichtigen. Es 
reicht nicht, wenn wir komplizierte Sicherheitsfragen 
immer nur aus der eigenen engen Perspektive sehen. 
Wir müssen uns immer darum bemühen, auch die Per- 
spektive des potentiellen Gegners mit einzubeziehen. 
Erst dann kommen wir meines Erachtens zu realisti- 
schen Bildern und zu einer objektiven Bewertung. 
Ziel aller unserer Bemühungen ist es ja, zu Stabilität 
und Frieden in Europa zu kommen. Dabei dürfen wir 
die Gedanken und die Interessenlage des anderen 
nicht außer acht lassen. 

Für die Sowjetunion hat sich die Situation seit Beginn 
der KSZE-Konferenz in Wien total verändert. Ungarn 
kann nicht mehr dem Warschauer Pakt zugerechnet 
werden, ebenso nicht die CSFR, Polen und natürlich 
auch nicht mehr die DDR. Zweifellos muß sich die 
Sowjetunion immer wieder überlegen, wie jetzt ihr 
eigener Pakt, von dem der polnische Kollege vorhin 
gesagt hat, er existiere noch, aber sei nicht mehr ef- 
fektiv, aus sieht. Wenn sich die Sowjetunion überlegt, 
wie sich ihre eigene Situation in dieser Hinsicht dar- 
stellt, ist ein Zögern zweifellos verständlich. 

Aber das darf uns nicht daran hindern, selbst unseren 
Beitrag für erfolgreiche Verhandlungen in Wien zu 
leisten. Auch die NATO, auch der Westen ist verant- 
wortlich für ein schnelles und gutes Ergebnis in Wien. 


Die NATO hat ja auch auf dem militärischen Gebiet 
Bewegung gezeigt. Allerdings werden wir uns auf 
dem politischen Gebiet wohl noch etwas mehr Bewe- 
gung leisten können beziehungsweise müssen. 

Ein Wort noch zu den Bedenken — sie sind heute auch 
mehrfach geäußert worden — gegen die Institutiona- 
lisierung des KSZE-Prozesses. Niemand will eine 
neue Bürokratie, niemand will eine Eurobürokratie. 
Niemand will ein neues Instrument nur um des Instru- 
mentes willen haben. 

Die Institutionalisierung des KSZE-Prozesses ist je- 
doch eine europäische Pflichtaufgabe. Das ist ein 
Muß, an dem wir nicht vorbeikommen werden. 

In diesem Zusammenhang werden wir unsere Phanta- 
sie anstrengen und realistische Perspektiven entwik- 
keln müssen. Es hat keinen Sinn — das wird uns nicht 
weiterbringen — , uns auf alte Positionen zurückzuzie- 
hen, die wir alle mittlerweile so schön liebgewonnen 
haben. Das wird nicht reichen, wenn wir wirklich Sta- 
bilität und Frieden in Europa sichern wollen. 

Bisher hatten wir Stabilität, weil wir zwei Blöcke in 
Europa haben. In Zukunft werden wir uns Stabilität 
erarbeiten müssen; denn wir sind auf dem Wege von 
der Konfrontation zur Kooperation, und zwar nicht 
nur auf wirtschaftlichem, technologischem und kultu- 
rellem Gebiet. Vielmehr sind wir auch auf dem Wege 
zur Kooperation im Bereich der Sicherheitspolitik. 

Weil es ein gutes Vertragswerk ist, müssen wir den 
KSZE -Prozeß institutionalisieren und sowohl unsere 
amerikanischen Partner wie auch unsere bisherigen 
sowjetischen potentiellen militärischen Gegner mit 
einbeziehen. Wir werden ein zukünftiges stabiles Eu- 
ropa des Friedens nur bauen können, wenn wir so- 
wohl die amerikanischen Partner wie auch die bishe- 
rigen sowjetischen Gegner, der aber eine europäische 
Macht ist, einbeziehen. Deswegen sind auch die Ge- 
danken eines europäischen Sicherheitsrates nicht 
vom Tisch zu wischen. Ein europäisches Konflikt- 
schlichtungszentrum und selbstverständlich das in 
diesem Report angesprochene europäische Verifika- 
tionszentrum gehören dazu. 

Meine Damen und Herren, wir können es uns nicht 
leisten, die Sowjetunion aus Europa herauszudrän- 
gen, Wir müssen die Sowjetunion vielmehr nach Eu- 
ropa hineinziehen; denn das ist in unser aller Inter- 
esse. Die Entwicklung in der Sowjetunion kommt un- 
seren europäischen Interessen entgegen. Die Sowjet- 
union ist dabei, sich zu öffnen, sich zu demokratisieren 
und Pluralismus zu ermöglichen. Auf diesem Wege 
sollten wir die Sowjetunion ermutigen und sie in Eu- 
ropa einbinden, damit sie auch nach Gorbatschow 
keine chinesischen oder anderen, nicht europäischen 
Weg sucht. 

Um dieses Ziel einer stabilen europäischen Friedens- 
ordnung zu erreichen — was nur mit amerikanischer 
und sowjetischer Beteiligung geht — , sollten wir auch 
dieses europäische Verifikationszentrum als ein hilf- 
reiches und wichtiges Instrument betrachten. — Vie- 
len Dank. 

Die Rede des Abg. Meise I (Beobachter DDR-Neues 
Forum) ist im Anhang S. 31 abgedruckt. 
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Empfehlung 481 

betr. Wien, die Abrüstung 
und die Westeuropäische Union 

Die Versammlung 

(i) begrüßt die jüngsten Entwicklungen in Eu- 
ropa, die einen aufsehenerregenden Abbau 
der Spannungen zwischen Ost und West ver- 
sprechen; 

(ü) ist dennoch der Ansicht, daß die Schaffung 
dauerhafter Sicherheit weitgehend von unver- 
züglich zu ergreifenden Entscheidungen ab- 
hängt; 

(iii) ist sich bewußt, daß die demokratische Ent- 
wicklung in den mitteleuropäischen Ländern 
von wachsenden Schwierigkeiten bedroht ist, 
deren Ursachen interne oder durch traditionel- 
len Nationalismus bedingte Probleme sind; 

(iv) vertritt die Überzeugung, daß Fortschritte bei 
den Wiener Verhandlungen sowohl über kon- 
ventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) als 
auch über Vertrauens- und sicherheitsbil- 
dende Maßnahmen (VSBM) eine grundle- 
gende Voraussetzung für Stabilität und Si- 
cherheit in Europa sind; 

(v) betont die Notwendigkeit, die Rüstungskon- 
trollverhandlungen unmittelbar nach der Un- 
terzeichnung des ersten KSE- Vertrags fortzu- 
setzen; 

(vi) ist überzeugt, daß weitere Rüstungs- und 
Streitkräftereduzierungen in Europa wün- 
schenswert sind, daß sie jedoch gemeinsam 
und nicht einseitig beschlossen werden müs- 
sen; 

(vii) stellt fest, daß zwischen den Mitgliedsländern 
der WEU und einer zunehmenden Zahl der 
Warschauer-Pakt-Staaten übereinstimmende 
Ansichten über Rüstungskontrolle bestehen; 

(viii) stellt fest, daß nur wenige Länder im Osten wie 
im Westen weiterhin über die erforderlichen 
Mittel zur Aufrechterhaltung ihrer bisherigen 
Verteidigungsausgaben verfügen; 

(ix) ist entschlossen, die europäische Zusammen- 
arbeit im Verteidigungs- und Sicherheitsbe- 
reich zu erweitern, vor allem im Hinblick auf 
die Rüstungskontrolle und insbesondere die 
Verifikation der geschlossenen Abkommen; 

(x) begrüßt es, daß die Mitgliedsländer der NATO 
in Wien eine Reihe von Maßnahmen vorgelegt 
haben, die für die Verhandlung des bevor- 
stehenden KSE- Vertrags richtungsweisend 
sind; 

(xi) bedauert, daß der Rat den vom französischen 
Ministerpräsidenten am 7. September 1989 
unterbreiteten Vorschlag im Hinblick auf die 
Erstellung eines besonderen Programms für 
sofortige Zusammenarbeit im Abrüstungs- 
und Verifikationsbereich durch die WEU nicht 
aufgenommen hat; 


(xii) fühlt sich jedoch ermutigt durch den am 
23. März 1990 vom Außenminister der Bun- 
desrepublik Deutschland unterbreiteten Vor- 
schlag, ein europäisches Verifikationszentrum 
einzurichten, womit die zuvor von Frankreich 
geäußerten Vorstellungen über die Notwen- 
digkeit von Transparenz und gegenseitiger 
Öffnung aufgegriffen werden; 

(xiii) verweist darauf, daß die Empfehlung 465 die 
Errichtung einer europäischen satellitenge- 
stützten Kontrollagentur vorgeschlagen hat, 
die der Unterstützung der von den einzelnen 
Mitgliedsländern beschlossenen Verifika- 
tionsmaßnahmen dienen soll; 

(xiv) begrüßt es, daß der Rat die Möglichkeit eines 
Beitrags der WEU zum KSE- Verifikationssy- 
stem prüft auf der Grundlage der Erweiterung 
der europäischen Kapazitäten und der Bünde- 
lung der Stärken aller Mitgliedstaaten; 

(xv) ist von der dringenden Notwendigkeit der Ein- 
richtung eines europäischen Verifikationszen- 
trums überzeugt und stellt fest, daß dessen 
Mittelpunkt die WEU sein sollte und sich alle 
anderen Staaten (Unterzeichnerstaaten des 
bevorstehenden KSE- Vertrags) daran beteili- 
gen können, sofern sie dies wünschen; 

(xvi) schlägt vor, daß der amtierende Ratspräsident 
gemeinsam mit dem Generalsekretär, sowohl 
mit den Mitgliedsländern als auch mit anderen 
interessierten Staaten aus Ost und West, un- 
verzüglich Verhandlungen über deren Beteili- 
gung an den Aktivitäten dieses Zentrums auf- 
nehmen sollte, sofern diese Staaten die erfor- 
derlichen Bedingungen erfüllen; 

empfiehlt dem Rat, 

unter der Schirmherrschaft der WEU die erforderli- 
chen Maßnahmen für die Errichtung eines Europäi- 
schen Verifikationszentrums zu ergreifen und alle 
Staaten in Ost und West, sofern sie die erforderlichen 
Bedingungen erfüllen, aufzufordern, sich daran zu 
beteiligen. 


Donnerstag, 7. Juni 1990 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache von Verteidigungsminister 
Guy Coeme (Belgien) 

(Themen: Folgen der neuen sicherheitspolitischen 
Lage in Europa — Europäisierung der NATO-Struktu- 
ren — Integration der Sicherheitspolitik der EG-Mif- 
gliedstaaten — Kooperation auf dem Gebiet der Rü- 
stungsindustrie in Europa) 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Minister, zunächst möchte 
ich Ihnen für den Beitrag danken, den die belgische 
Regierung im Vorsitz im Ministerrat der Westeuropäi- 
schen Union geleistet hat, Ihr Kollege Eyskens ebenso 
wie Sie selbst: durch Vorschläge im Bereich der ver- 
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trauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen, im 
Bereich des KSZE-Prozesses. Sie sprachen davon 
— hier knüpfe ich an das an, was Ihr Kollege Eyskens 
gestern gesagt hat — , daß die Bildung einer europäi- 
schen sicherheitspolitischen Identität jetzt sehr viel 
konkretere Maßnahmen verlangt. Sie sprachen in ih- 
rer Rede u. a. davon, daß ein solches Vorgehen bei 
den Großmächten natürlich Mißtrauen hervorrufen 
würde, in Moskau sicherlich ein größeres als in Wa- 
shington. Aber auch dort gäbe- es gewiß Mißtrauen. 
Ich glaube, es ist nicht das größere Stirnrunzeln in 
Moskau oder das kleinere in Washington, das die Pro- 
bleme einer sicherheitspolitischen Identität er- 
schwert, sondern es sind die nationalen Vorbehalte 
der Europäer selbst. Meine Frage ist, was Sie konkret 
vorschlagen, um die nationalen Vorbehalte, seien es 
deutsche, französische, britische, italienische oder an- 
dere, zu überwinden, damit eine solche sicherheitspo- 
litische Identität im Rahmen einer politischen Union 
Europas entsteht. 

In seiner Antwort führte Verteidigungsminister Coe- 
me aus, daß für die Einberufung einer KSZE-Konfe - 
renz der erfolgreiche Abschluß der Wiener Abrü- 
stung sverhandlungen Bedingung sei. Das Ziel der Er- 
richtung einer gesamteuropäischen Friedensordnung 
setze zunächst die Schaffung einer westeuropäischen 
sicherheitspolitischen Identität voraus. Die Europäi- 
sche Gemeinschaft und die WEU seien aufgerufen, 
den europäischen Pfeiler in der NATO zu stärken. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache von Außenminister Geza Jeszenszky 
(Ungarn) 

(Themen: Beteiligung Ungarns an der Errichtung ei- 
ner gesamteuropäischen Friedensordnung — Minder- 
heitenschutz — KSZE-Prozeß — Besonderer Gaststa- 
tus für Ungarn in der WEU) 

Tagesordnungspunkt: 

Beobachtungssatelliten — eine europäische 
Möglichkeit zur Verifikation der Abrüstung — 
Richtlinien des Symposiums 

(Drucksache 1230) 

Berichterstatter: Abg. Lenzer 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Lenzer (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ein etwas sor- 
genvoller Blick auf die Uhr zeigt mir, daß wir nicht 
mehr allzuviel Zeit haben. Ich werde mich deshalb 
bemühen, mich bei der Vorstellung dieses Berichtes, 
den ich hier heute im Namen des Ausschusses für 
Technologie und Raumfahrt erstatte, kurz zu fassen. 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich möchte mich zunächst herzlich für die 
Unterstützung bedanken, die uns bei der Abfassung 
dieses Berichtes von verschiedenster Seite zuteil 
wurde. Ich möchte mich für die Beiträge der Experten 
aus Wissenschaft und Wirtschaft bedanken, welche 
anläßlich unseres Symposiums geleistet wurden, das 


der Ausschuß am 27. und 28. März dieses Jahres in 
Rom veranstaltet hat. Da ich weiß, daß viele von Ihnen 
heute als Zuhörer unter uns sind, gilt Ihnen von dieser 
Stelle aus nochmals mein ganz herzlicher Dank. 

Mein Dank gilt ebenfalls dem Ausschußsekretariat 
und letztlich auch dem Präsidenten unseres Aus- 
schusses, dem sehr geschätzten Kollegen Stegagnini. 
Ich darf mich auch bei allen Kolleginnen und Kollegen 
dafür bedanken, daß der Entwurf der Empfehlungen 
im Ausschuß einstimmig verabschiedet werden 
konnte. Ich glaube, das zeigt, daß wir es uns bei unse- 
ren Diskussionen nicht leichtgemacht haben. Wir ha- 
ben einen Konsens gefunden, der vielleicht auch für 
die zukünftige Arbeit der Westeuropäischen Union 
von Bedeutung sein kann. 

Es ist ja nicht das erste Mal, daß sich die Versammlung 
der Westeuropäischen Union mit der Fragestellung 
eines eigenständigen Verifikationssystems beschäf- 
tigt, um als selbständiger Partner in der internationa- 
len Zusammenarbeit ernstgenommen zu werden. Wir 
hatten bereits auf unsere Empfehlungen 465 und 466 
am 30. Januar des vergangenen Jahres eine Antwort 
des Ministerrates erhalten, von der ich freimütig sa- 
gen möchte, daß sie uns nicht ganz befriedigt hat. 

In der Zwischenzeit ist die Diskussion aber weiterge- 
führt worden. Die politische Entwicklung vor allen 
Dingen in Ostmitteleuropa und Osteuropa ist weiter- 
gegangen. So ist mittlerweile im Ministerrat doch 
Konsens erreicht worden. Der Ministerrat arbeitet an 
der Fragestellung, daß ein satellitengestütztes Verifi- 
kationssystem mit verschiedensten Aufgaben, zu de- 
nen ich gleich noch kurz etwas sagen möchte, erarbei- 
tet werden soll. Es ist ein Unterausschuß eingesetzt 
worden, der sich mit dieser Fragestellung befaßt, der 
auch in diesen Tagen wiederum tätig ist und dessen 
Ziel es ist, in einer absehbaren Zeit auch über die 
technische Auslegung eines solchen Systems zu ent- 
scheiden. 

Ich möchte mich, obwohl wir ja ein mehr technisch- 
wissenschaftlich ausgerichteter Ausschuß sind, heute 
mit diesen Fragen nicht beschäftigen. Ich will mich 
auch mit der Frage der Kosten nicht beschäftigen. All 
dies bewegt sich noch sehr stark im Spekulativen. 
Über die Frage der Kosten z. B. kann man erst dann 
belastbare Aussagen machen, wenn man weiß, was 
das erwähnte System leisten soll. Ich verweise in die- 
sem Zusammenhang deshalb auf die sehr detaillierten 
Ausführungen im Bericht. 

Der Bericht ist, wie ich glaube, doch mehr ein politi- 
scher Bericht, der sich zwar mit einem technischen 
System und dessen politischem Beitrag beschäftigt, 
der aber in erster Linie — ich betone es noch einmal — 
politisch fundiert ist. Gestatten Sie mir vor diesem 
Hintergrund einige Anmerkungen zu machen. Die 
politischen Umwälzungen in Osteuropa, aber auch 
gerade in meinem Heimatland, in Deutschland, sowie 
die tiefgreifenden Neuerungen im Ost- West- Verhält- 
nis haben die Rahmenbedingungen europäischer Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik grundlegend verändert. 
Dies haben wir gerade eben auch den Beiträgen der 
Herren Minister entnehmen können. Der Ost-West- 
Konflikt klingt ab und ändert seinen Charakter. Zwar 
sind militärische Konflikte auch in Zukunft nicht völlig 
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auszuschließen, doch werden große Kriege unwahr- 
scheinlicher als bisher. Zugleich steigt die Wahr- 
scheinlichkeit von Konflikten, die von Nationalismen 
und Autonomiebewegungen, von ethnischen Rivalitä- 
ten ausgehen. Ihre Entstehung ist vom Ost-West-Kon- 
flikt unabhängig, wenngleich sie auch auf diesen 
übergreifen können. 

Abrüstung und Rüstungskontrolle, vertrauensbil- 
dende Maßnahmen und Kooperation prägen zuneh- 
mend das Ost-West-Verhältnis und überlagern den 
abklingenden Antagonismus. Bei dieser Entwicklung 
müssen die europäischen Staaten, gerade die Mit- 
gliedstaaten der Westeuropäischen Union, aber auch 
die Europäische Gemeinschaft eigene Verantwortung 
für die Gestaltung einer neuen Friedensordnung in 
Europa übernehmen. 

Sicherheit besteht im Europa der Zukunft jedoch nicht 
mehr nur aus dem Schutz vor großen Kriegen zwi- 
schen Ost und West. Es zeichnen sich neue Heraus- 
forderungen zum Teil globaler Natur ab, die heute die 
Sicherheit Europas gefährden und deren sich eine 
vorausschauende Friedenspolitik annehmen muß. Ich 
nenne als Beispiel Umweltbedrohungen, den grenz- 
überschreitenden Terrorismus, den weltweiten Dro- 
genhandel sowie die Verbreitung gefährlicher Tech- 
nologien wie chemischer Waffen und Nuklearwaffen 
sowie Raketentechnologien, die von staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren in unberechenbarer Weise 
eingesetzt werden könnten. 

Die Mitgliedstaaten der WEU stehen vor der Aufgabe, 
ihr technologisches, ökonomisches und politisches Po- 
tential zu nutzen, um in diesen Bereichen eine voraus- 
schauende Friedenspolitik zu betreiben. Ihre Fähig- 
keit zur Nutzung des Weltraums bietet ihnen neue 
Instrumente und Möglichkeiten, einen eigenen euro- 
päischen Beitrag zur vorsorgenden Krisenbewälti- 
gung, zur effektiven Rüstungskontrolle, zum Schutz 
vor Umweltgefahren und vor neuen Bedrohungen von 
außerhalb Europas zu leisten. 

Angesichts der Umbrüche in Osteuropa und in der 
Sowjetunion wird es notwendig sein, neue sicher- 
heitspolitische Aktivitäten und Institutionen von An- 
fang an an den bündnisübergreifenden, KSZE-weiten 
Dimensionen zu orientieren. Es ist in dieser Situation 
vor allem erforderlich, koop er ations willige Staaten 
nicht durch das Errichten unnötiger politischer und 
administrativer Hürden auf Dauer von Ansätzen ge- 
meinsamer Sicherheitswahrung auszuschließen. Dies 
gilt in besonderem Maße auch im Bereich der Verifi- 
kation von Rüstungskontroll- und Abrüstungsmaß- 
nahmen. 

Wir kommen in dem vorliegenden Bericht zu der Er- 
kenntnis, daß die Raumfahrttechnik eine neue Dimen- 
sion der globalen Beobachtung der Erde sowie der 
regionalen und lokalen Erkundung erschlossen hat. 
Die Erdbeobachtung mit Hilfe von Sensoren im Welt- 
raum — ob es nun optische oder Radarsensoren 
sind — bietet den Zugang zu einem breiten Spektrum 
von Daten und Informationen, die in vielfältiger Weise 
sowohl im zivilen Bereich als auch im Bereich der 
Sicherheit und Verteidigung genutzt werden kön- 
nen. 


Mit Blick auf künftige weiterreichende Abrüstungs- 
schritte ist für die europäischen Staaten der eigen- 
ständige Zugang zu Beobachtungs- und Überwa- 
chungsfähigkeiten am Boden, aus der Luft und auch 
aus dem Weltraum von großer Bedeutung für eine 
aktive und verantwortliche Teilnahme am Prozeß der 
Rüstungskontrolle, Abrüstung und gegenseitigen 
Vertrauensbildung durch verläßliche Überprüfung 
und Verifikation. Eigene Erkenntnismittel im Welt- 
raum können als eine wichtige Ergänzung der gegen- 
wärtig realisierbaren kooperativen Verifikationsmaß- 
nahmen den Staaten Europas zu Informationen ver- 
helfen, die sie für die Sicherung des stetigen und sta- 
bilen Fortgangs der Abrüstung und die politische Ge- 
staltung einer dauerhaften Friedensordnung in Eu- 
ropa benötigen. 

Die Raumfahrtprogramme sind langfristig angelegt 
und verhältnismäßig teuer. Neue Weltraumaktivitä- 
ten bedürfen daher im Parlament und auch gegenüber 
der Öffentlichkeit stets einer besonders sorgfältigen 
Rechtfertigung. Die Investitionen im Weltraum und 
am Boden müssen einen deutlich absehbaren und 
bleibenden Nutzen für die gesicherte politische und 
wirtschaftliche Stellung Europas in der internationa- 
len Gemeinschaft mit sich bringen. Dies gilt in ver- 
stärktem Maß im Hinblick auf die Frage eines euro- 
päischen Beobachtungssatellitensystems mit dem 
Ziel, einen Beitrag zum verbesserten Schutz des Frie- 
dens und der Lebens- und Umweltbedingungen in 
Europa zu leisten. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir sind 
bei unseren Empfehlungen davon ausgegangen, daß 
es bei den Verhandlungen in Wien noch in diesem 
Jahr zu nennenswerten Vereinbarungen über kon- 
ventionelle Abrüstung kommen wird, daß die europäi- 
schen Staaten hierzu einen wesentlichen eigenen Bei- 
trag geleistet haben und daß folglich auch das Bedürf- 
nis nach Verifikation und Austausch von Informatio- 
nen wachsen wird. Wir wissen weiterhin, daß gerade 
satellitengestützte Systeme in Zukunft an Bedeutung 
gewinnen werden. Sie können z. B. Verifikationsmaß- 
nahmen auch dann sicherstellen, wenn sich ein be- 
troffener Staat derartigen Maßnahmen — etwa In- 
spektionen vor Ort — und anderen Überprüfungs- 
maßnahmen verweigern würde. Sie können auch Ge- 
biete beobachten, wo möglicherweise unerwartete 
neue Bedrohungen entstehen. 

Wir wissen andererseits — das ist nie bezweifelt wor- 
den, auch nicht von den Vertretern aus Wissenschaft 
und Wirtschaft bei dem Symposium in Rom — , daß 
wir, die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union, 
und andere Staaten darüber hinaus, über die wissen- 
schaftlichen, technischen und industriellen Kapazitä- 
ten verfügen, um ein solches System zu realisieren. 
Ich kann in diesem Zusammenhang auf die European 
Space Agency als Managementorganisation und ihre 
großen internationalen Programme verweisen. Ich 
kann auch auf das in Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich, Italien und Spanien laufende HELIOS- 
Projekt verweisen. Ich kann weiterhin auf die Ergeb- 
nisse der verschiedenen Spot- Satellitenprogramme 
hier in Frankreich und auf das EUKLID-Programm 
innerhalb der europäischen unabhängigen Planungs- 
gruppe verweisen. 
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Wir kommen zu der Empfehlung, dieser Versamm- 
lung vorzuschlagen, es zu billigen, daß die Westeuro- 
päische Union so bald wie möglich eine Agentur ein- 
richten möge, die Satellitenbilder verarbeitet und zu 
entsprechenden Informationen umsetzt. 

Unsere zweite Empfehlung ist die, daß diese Ver- 
sammlung billigen möge — beiden Empfehlungen 
liegen übrigens einstimmige Voten des Ausschusses 
zugrunde — , daß wir eine voll funktionierende und 
umfassende europäische Satelliten- Verifikationsmög- 
lichkeit mit optischen Sensoren, mit dem dazugehöri- 
gen Bodensegment, mit Radarsensoren und schließ- 
lich auch einem Datenübertragungssatelliten in An- 
griff nehmen sollten. Ich bitte Sie — auch im Namen 
des Ausschusses — ganz herzlich, diesen Empfehlun- 
gen zuzustimmen, und bedanke mich für Ihre Auf- 
merksamkeit. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mein Kollege Lenzer 
hat einen ausgezeichneten Bericht vorgelegt, der die 
Notwendigkeit einer satellitengestützten Überwa- 
chungstechnologie hinreichend belegt. Wenn ich hin- 
reichend sage, dann deshalb, weil darin neben dem 
technischen Unterbau die politische Dimension als 
Priorität formuliert wird. Diese Priorität wird deutlich 
mit der Feststellung, daß ein anwendbarer KSE-Ver- 
trag weitreichende Vereinbarungen über Verifikation 
und Informationsaustausch als vertrauensbildende 
Maßnahme enthalten muß. 

Richtigerweise wird in dem Bericht für Satellitensy- 
steme plädiert, weil diese — neben kooperativen 
Maßnahmen, von denen der eine oder andere gele- 
gentlich meint, daß sie geeignet seien — ohne Koope- 
ration über Gebieten eingesetzt werden können, die 
man beobachten will. 

Eine eigenständige europäische Satellitenkapazität 
wird deshalb gefordert, weil nur diese ungefilterte 
Datenströme liefern kann, die zur Beurteilung der ei- 
genen Sicherheitslage und der Fortschritte der Abrü- 
stung unerläßlich sind. Die Friedensstärke und die 
Präsenzstärke von Streitkräften, der Bereitschaftsgrad 
und die Bereitschaftshöhe sind direkt davon abhän- 
gig, wie verläßlich und schnell Informationen zur Kri- 
senvorsorge vorhanden sind. 

Wenn ich von eigenständiger Satellitenkapazität 
spreche, dann meine ich nicht nur die kreisenden Sa- 
telliten, sondern auch die notwendigen Bodeneinrich- 
tungen, die die Datenflut sichten, speichern, organi- 
sieren und interpretieren müssen. 

Die Empfehlung, eine WEU-Agentur für die Verarbei- 
tung und Auswertung von Satellitenbilddaten einzu- 
richten, hat meine Unterstützung. Sie ist allerdings 
sehr teuer; dessen müssen wir uns bewußt sein. Diese 
Agentur ist bei der WEU auch sinnvoll angesiedelt; 
denn sie muß dort angesiedelt werden, wo über die 
Verteidigungsfragen der westeuropäischen Staaten 
gesprochen und entschieden wird, und das ist in der 
WEU. Wir sind dafür zuständig. 

Es ist richtig: Die Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie in 
Europa gilt als Wachstumsindustrie. Sie hat qualitativ 


hohe Arbeitsplätze verfügbar. Mit der Europäischen 
Weltraumorganisation, der ESA, und unserer Raum- 
fahrtindustrie in Europa haben wir geeignete Mana- 
gement- und Produktionskapazitäten, die mit ökono- 
misch vertretbaren Lösungen unser Anliegen nicht als 
unfinanzierbar erscheinen lassen. Ich will es mir nicht 
so einfach machen und sagen: Wir müssen es nur poli- 
tisch wollen. Vielmehr muß es auch finanzierbar sein 
und bleiben. 

Wenn der Vorsitzende des Forschungs- und Wissen- 
schaftsausschusses des Europarates als Berichterstat- 
ter der WEU fordert — zudem ist er ja auch noch 
Obmann der CDU/CSU im Deutschen Bundestag für 
Forschung und Technologie — , die verschiedenen 
Segmente wie optische Satelliten, Radarsatelliten 
nach dem neuesten Stand der Technik einsatzreif zu 
machen, und damit eine gewisse Bandbreite und un- 
terschiedliche Nutzungsmöglichkeiten anvisiert, 
dann vermag ich nur anzumerken — denn ich kenne 
den ganzen Hintergrund, vor dem er das reflektiert — : 
Das ist wissenschaftlich richtig und zukunftswei- 
send. 

Der oft geleugnete Spin-off-Effekt ist hier sicherlich 
gegeben. Doch wir sollten trotz einer richtigen und 
notwendigen Themenstellung — einerseits Verifika- 
tion und Rüstungskontrolle, andererseits Umwelt- 
schutz als globale Aufgabe — nicht von vornherein so 
viel fordern, daß die Verwirklichung von der Kosten- 
seite her als unmöglich oder sehr weit entfernt quali- 
fiziert wird. Eine Politik der kleinen Schritte führt auch 
zum Erfolg. Das kann und muß auch für die sehr teu- 
ren Raumfahrtaktivitäten gelten. Das heißt, man muß 
das Große fordern, aber gleichzeitig einen realisti- 
schen Weg finden, um mit einer Politik der kleinen 
Schritte zu einem Erfolg zu kommen. 

Auf Grund meiner Erfahrungen kann ich also die For- 
derung nach einer eigenständigen Kapazität für Ver- 
ifikation und Abrüstungskontrolle nur grundsätzlich 
unterstützen. Wir brauchen diese Kapazität auch für 
die Bewältigung der globalen Aufgaben, insbeson- 
dere jener, die wir auf dem Gebiet des Umweltschut- 
zes zu lösen haben; denn die Erde, die wir für uns alle 
zu verwalten haben, ist letztlich nur eine Leihgabe. 
— Herzlichen Dank. 

Schlußwort des Berichterstatters : 

Lenzer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich für die Beiträge der Kol- 
legen Dr. Klejdzinski und Fourre bedanken. Nicht 
vergessen will ich, nochmals auf die Aktivitäten hin- 
zuweisen — das wurde schon erwähnt — , die der Kol- 
lege Fourre und der Kollege Malfatti vor geraumer 
Zeit in die Wege geleitet haben. Das ist eine sehr gute 
Ausgangsposition. Wir konnten darauf aufbauen. An 
der politischen Ausrichtung hat sich gegenüber heute 
nichts Wesentliches geändert: eigenständiges System 
als eigenständiger Partner in der internationalen Ko- 
operation bei den neuen Verifikations- und Sicher- 
heitsstrukturen. Wenn wir heute durch ein entspre- 
chendes einstimmiges Votum dieser ganzen Zielrich- 
tung Nachdruck verleihen könnten, dann wäre ich 
sehr dankbar. — Herzlichen Dank. 
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Empfehlung 482 

betr. Beobachtungssatelliten — eine europäische 
Möglichkeit zur Verifikation der Abrüstung — 
Richtlinien des Symposiums 

Die Versammlung 

(i) stellt fest, daß die. jetzt in Wien stattfinden- 
den Verhandlungen über die konventionellen 
Streitkräfte in Europa (VSKE) mit großer Wahr- 
scheinlichkeit innerhalb eines Jahres zu einer 
Vereinbarung führen werden; 

(ii) ist der Ansicht, daß die europäischen Staaten 
bei diesen Verhandlungen eine wesentliche 
Rolle gespielt haben und auch Unterzeichner 
eines zukünftigen KSE -Vertrags aus eigenem 
Recht sein werden; 

(ui) ist sich bewußt, daß ein zukünftiger KSE- Ver- 
trag auch weitreichende Vereinbarungen über 
Verifikation und Informationsaustausch, die 
von allen betroffenen Parteien als vertrauens- 
bildende Maßnahmen angesehen werden, ent- 
halten wird; 

(iv) ist sich bewußt, daß neben kooperativen Maß- 
nahmen der Verifikation nationale oder inter- 
nationale technische Möglichkeiten der Verifi- 
kation, insbesondere Satelliten, die ohne Ko- 
operation mit der Vertragspartei eingesetzt 
werden können, deren Staatsgebiet unter Be- 
obachtung steht, von dauerhafter Bedeutung 
für den gesamten Verifikationsprozeß sein wer- 
den; 

(v) berücksichtigt, daß Verifikationssatelliten auch 
eingesetzt werden können zur Überwachung 
von Gebieten in der Welt, von denen eine Be- 
drohung der Sicherheit ausgehen könnte; 

(vi) betont, daß es für die westeuropäischen Staaten 
notwendig ist, eine eigenständige europäische 
Satellitenkapazität für die Verifikation zu ent- 
wickeln, um ihren Verantwortlichkeiten in ei- 
ner sich verändernden Sicherheitslage nachzu- 
kommen und um gleichzeitig als gleichberech- 
tigter Partner das Bündnis zu stärken; 

(vii) ist sich bewußt, daß sämtliche technologischen 
und industriellen Kapazitäten, die für die Schaf- 
fung und den Betrieb eines umfassenden satel- 
litengestützten Verifikationssystems erforder- 
lich sind, in den Mitgliedstaaten der WEU vor- 
handen sind; 

(viii) ist sich der Pläne für ein Forschungs- und Tech- 
nologieprojekt in bezug auf die satellitenge- 
stützte Überwachungstechnologie im Rahmen 
des EUKLID-Plans der Unabhängigen Europäi- 
schen Programmgruppe bewußt; 

(ri:) erinnert daran, daß die Europäische Weltraum- 
organisation (ESA) Kompetenzen und Erfah- 
rungen von unschätzbarem Wert in bezug auf 
die Durchführung hochentwickelter internatio- 
naler Raumfahrtprogramme, einschließlich im 
Bereich der Erderkundung, besitzt; 

empfiehlt dem Rat, 


1. unverzüglich einen Beschluß über die Schaffung 
einer WEU-Agentur für die Verarbeitung und Aus- 
wertung von Satellitenbilddaten herbeizuführen; 

2. Entscheidungen zu treffen über weitere Schritte 
zur Schaffung eines umfassenden europäischen sa- 
tellitengestützten Verifikationssystems unter Be- 
rücksichtigung der erforderlichen Zeit für die Ent- 
wicklung der verschiedenen Segmente, wie z. B. 
optische Satelliten, Bodenstationen und — in einer 
späteren Phase — SAR- Satelliten (Radar mit syn- 
thetischer Öffnung) und Datenrelaissatelliten. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatssekretärs für Verteidigung, 
Donald J. Atwood (USA) 

(Themen: Bedeutung der WEU aus amerikanischer 
Sicht — Abrüstungsverhandlungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion — Autonomiebestrebungen 
der baltischen Staaten — Präsenz von amerikanischen 
Truppen in Europa — Militär Strategien der USA für 
die kommenden Jahre) 

Prof. Dr. Soell (SPD): Ich möchte Herrn Minister At- 
wood zunächst einmal dafür danken, daß er auf den 
Streit der Schulen, den es in unserer Versammlung 
gegeben hat — ob die Vereinigten Staaten einen stär- 
keren europäischen Pfeiler wünschen — , in der Weise 
eine gebührende Antwort gegeben hat, daß er mit Ja 
geantwortet hat. Manche haben ja die Befürchtung, es 
gäbe ein größeres oder kleineres Stirnrunzeln in Wa- 
shington, wenn eine stärkere sicherheitspolitische 
Identität Europas, etwa im Rahmen der Westeuropäi- 
schen Union, hergestellt würde. 

Ich möchte folgende Frage im Zusammenhang mit 
den aktuellen Verhandlungen Zwei-plus-Vier und 
der Stärke der ausländischen Truppen auf deutschem 
Territorium stellen. Die Sowjetunion, die ja große 
Schwierigkeiten hat, die NATO- Zugehörigkeit eines 
vereinten Deutschlands gutzuheißen, läßt überall er- 
kennen — auch in Gesprächen, die der Präsidialaus- 
schuß der Westeuropäischen Union in Moskau geführt 
hat — , daß sie ihre Truppenpräsenz und das Niveau 
ihrer Truppen in Deutschland natürlich abhängig 
macht von der Präsenz und dem Niveau amerikani- 
scher Truppen in Deutschland. 

Obwohl die Mehrheit der Deutschen, jedenfalls in der 
Bundesrepublik, ganz deutlich an ihren bewährten 
Bündnissen und Bindungen festhält, gibt es natürlich 
auch das begreifliche Gefühl, daß man auf Dauer ein- 
mal unter sich bleiben möchte, daß man also auf ei- 
nem Territorium, das etwa der Größe des Staates Ore- 
gon entspricht — ein berühmtes Beispiel, das Helmut 
Schmidt immer in seinen Amerika- Vorträgen 
bringt — , auf Dauer nicht 1,4 Millionen ausländische 
Soldaten haben möchte. Das heißt, es besteht der 
Wunsch, in vielerlei Weise von militärischer Präsenz 
entlastet zu werden. 

Der Generalsekretär der Westeuropäischen Union hat 
seit einer Reihe von Monaten das Gespräch auf mul- 
tinationale Einheiten gebracht. Inwieweit sind die 
Amerikaner bereit, sich an solchen multinationalen 
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Einheiten in Europa zu beteiligen? In welcher Weise 
kann man das mit der Frage des Niveaus und der Prä- 
senz der sowjetischen Truppen verknüpfen? 

In seiner Antwort führte Staatssekretär Atwood aus , 
daß die USA die Notwendigkeit anerkannten, für eine 
Übergangszeit sowjetische Truppen in der DDR zu sta- 
tionieren. Zur Frage der Bildung multinationaler Ein- 
heiten wies Staatssekretär Atwood auf eine Ge- 
sprächsbereitschaft der USA hin . 

Zierer (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben in Ihren 
Ausführungen von sechs Punkten gesprochen, die das 
künftige Sicherheitssystem beinhalten. Ich glaube, es 
war die Ziffer 4, in der Sie von der Notwendigkeit der 
„Vorneverteidigung" gesprochen haben. Glauben 
Sie nicht, daß es sehr schwierig sein wird, den Solda- 
ten heute zu sagen, wo vorne ist? 

Staatsminister Atwood bejahte die Frage seines Vor- 
redners. Er betonte, daß die US-Truppen in Europa 
stationiert blieben, solange eine Bedrohung durch die 
sowjetische Armee bestehe und solange die europäi- 
schen Verbündeten dies wünschten. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Unabhängige Europäische Programmgruppe 
(IEPG) und die Westeuropäische Union 

(Drucksache 1228) 

Berichterstatter: Abg. Wilkinson (Großbritannien) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich habe mich hier in diesem Hause 
schon zu manchem Bericht von Herrn Wilkinson ge- 
äußert. Ich bezeuge ihm Respekt für die Qualität sei- 
ner Berichte. Sie sind einsichtig und konsistent und 
scheinen sich in voller Logik ganz gezielt auf ein Er- 
gebnis hin zu bewegen. 

Wenn man die einzelnen Punkte der Empfehlungen 
betrachtet, so sind diese, jeder für sich betrachtet, 
zustimmungsfähig und finden meine Unterstützung. 
Es wird allerdings ein bißchen schwierig, wenn man 
sie alle im Kontext betrachtet. Mein Kollege Garrett 
hat zu Recht darauf verwiesen, daß Ziffer 5 sehr pro- 
blematisch ist. Dieser Punkt ist einerseits problema- 
tisch, was die Aufgabenzuweisung angeht, und ande- 
rerseits insbesondere dann, wenn man sich einmal die 
Mühe macht — und ich habe mir diese Mühe ge- 
macht — , national einmal abzufragen, welche For- 
schungsfelder im einzelnen behandelt werden. Das, 
was ich von meinem nationalen Parlament gehört 
habe, soweit es um die Einzelheiten ging, war nicht 
sehr ergiebig. Aber das, was mir gegenüber genannt 
worden ist — die Hi-Tech-Felder, auf denen man jene 
konzentrierte Forschung betreiben will — , zeigt doch 
im Grunde genommen, daß wir uns in diesem Punkt 
bisher zuwenig darum gekümmert haben, was auf der 
Ebene der Rüstungsdirektoren in den einzelnen natio- 
nalen Verteidigungsbereichen koordiniert wird. Dort 
ist natürlich sehr viel festzustellen, was gleichzeitig 
auch für die Industrie insgesamt interessant ist. 


Es wurde vorhin völlig zu Recht gesagt, Kooperation 
sei notwendig. Kooperation kann sicherlich sogar eine 
vertrauensbildende Maßnahme sein. 

Ich möchte mich hier mit Ziffer 6 der Empfehlungen 
beschäftigen und in diesem Zusammenhang anmer- 
ken, was ich nicht will. Wenn in Ziffer 6 eine Harmo- 
nisierung des europäischen Unternehmensrechtes ge- 
fordert wird, so kann ich dem nur zustimmen. Wenn 
diese Forderung aber gleichzeitig mit der Zielsetzung 
verbunden wird, transnationale Fusionen zu ermögli- 
chen, so denke ich in diesem Zusammenhang an ein 
Ereignis in der Vergangenheit, an ein deutsches Un- 
ternehmen mit einer englischen Unternehmens- 
gruppe und an das Tauziehen um die dortige Wehr- 
forschungskapazität. Dies ist Ihnen als Angehörigem 
des britischen Unterhauses sicher sehr wohl in Erin- 
nerung. Angesichts dessen kann ich nur sagen, daß 
man es zwar unterstützen kann, transnationale Be- 
schaffung zu ermöglichen und Rüstungsunternehmen 
zur Zusammenarbeit zu veranlassen; ich wehre mich 
aber dagegen, daß — auch dieses beinhaltet die Zif- 
fer 6 — möglicherweise mit unserer parlamentari- 
schen Unterstützung ein industrieller Rüstungskom- 
plex entsteht und dann, gestärkt durch Fusionen, ge- 
stärkt durch transnationale Managementstrukturen, 
als potenter Machtfaktor in Erscheinung tritt und un- 
ter Umständen uns als Parlamentarier in unserer Ent- 
scheidungsfreiheit beeinträchtigt, weil Entscheidun- 
gen für Abrüstung und gegen bestimmte Waffensy- 
steme durch Stichworte wie Arbeitsplätze, örtliche 
Steuerkraft, Technologieschmiede, Hochtechnologie- 
Forschungskapazität und Ersatzarbeitsplätze paraly- 
siert werden könnten. 

Ich möchte auch zu Ziffer 7 eine Bemerkung machen. 
Dort ist von Marktöffnung die Rede. Man muß aber 
fragen: mit welcher Konsequenz? Was heißt es, wenn 
gesagt wird, daß die Interessen der Länder mit einer 
sich entwickelnden Verteidigungsindustrie zu be- 
rücksichtigen seien? Wer, wie es im zweiten Absatz 
der Einleitung zu den Empfehlungen geschieht, einer- 
seits feststellt, daß der Abbau der militärischen Kon- 
frontation zwangsläufig Rüstungsaufträge reduziert, 
und andererseits Rationalisierung, Diversifizierung 
und Spezialisierung fordert und diesen das Wort re- 
det, um Überkapazitäten zu begegnen, sollte nicht 
gleichzeitig in anderen Staaten eine neue Rüstungs- 
kapazität schaffen wollen, die einzig und allein auf 
Verteidigungsaufträge angewiesen ist. 

Lassen Sie mich eines noch feststellen: Rationalisie- 
rung, Diversifizierung und Spezialisierung haben 
noch niemals qualitative Arbeitsplätze geschaffen, 
sondern nur Arbeitsplätze abgebaut bzw. hochquali- 
tative Arbeitsplätze durch weniger qualitative ersetzt. 
Das einzige, was gestiegen ist — dies ist ein wirt- 
schaftlicher Grundsatz — , sind die Kapitaleinsatzko- 
sten pro verbleibenden Arbeitsplatz. 

Eine abschließende Bemerkung. Wir sagen Ja zu der 
Empfehlung mit der Zielsetzung, Rüstungskapazitä- 
ten abzubauen bzw. Konversion zu fördern, wo dies 
sinnvoll ist. Wenn ich von Konversion spreche, meine 
ich nicht nur Konversion, was industrielle Fertigung 
anbetrifft. Konversion, wie ich sie verstehe, bedeutet 
mehr. Ich denke an Konversion für eine ganze Region, 
für einen ganzen Standort mit allen Konsequenzen. 
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Dort, wo Streitkräfte abgebaut werden, gibt es erstens 
sicherüch einen geringeren Bedarf an Rüstungsgü- 
tern. Gleichzeitig werden aber auch Dienstleistungs- 
kapazitäten und Arbeitsplätze abgebaut. Man muß für 
diese Regionen im Grunde genommen etwas tun. 

Zu den Ziffern 6 und 7 des Entschließungsentwurfs 
werde ich für die Sozialistische Fraktion noch im Zu- 
sammenhang mit den Änderungsanträgen Stellung 
nehmen, die Herr Fourre eingebracht hat. — Herzli- 
chen Dank! 


Empfehlung 483 

betr. die Unabhängige Europäische Programm- 
gruppe (IEPG) und die Westeuropäische Union 

Die Versammlung 

(i) verweist darauf, daß der Rat in der Erklärung von 

Rom vom Oktober 1984 über die Wiederbele- 
bung der WEU festgestellt hat, daß die WEU der 
europäischen Zusammenarbeit im Rüstungsbe- 
reich politische Impulse verleihen sollte und er- 
neut bekräftigt hat, daß darin eine Schlüsselrolle 
der WEU besteht; 

(ü) ist der Ansicht, daß der Abbau der militärischen 
Konfrontation zwischen Ost und West zwangs- 
läufig zur Rationalisierung, Diversifizierung und 
gegebenenfalls Spezialisierung in der Verteidi- 
gungsindustrie führen sollte, um Überkapazitä- 
ten in rüstungsrelevanten Industriebereichen zu 
begegnen,- 

(üi) ist sich bewußt, daß angesichts der Möglichkeit 
substantieller Truppenreduzierungen auf seiten 
der NATO und des Warschauer Pakts und eines 
Abzugs amerikanischer Truppen aus Westeu- 
ropa der Rüstungseffizienz und -perfektion 
wachsende Bedeutung zukommen wird im Rah- 
men der Aufrechterhaltung der Abschreckung 
mit einer niedrigeren Streitkräftestärke; 

(iv) ist sich bewußt, daß Einsparungen bei den Ver- 
teidigungshaushalten zu erwarten sind, die die 
Bedeutung der durch eine Rüstungszusammen- 
arbeit erzielten Rentabilitäts vor teile und der 
Nutzung möglichst ökonomischer Produktions- 
und Instandhaltungskapazitäten für Verteidi- 
gungsgerät hervorheben werden; 

(v) erwartet, daß die politischen und nuklearen Ga- 
rantien der Vereinigten Staaten in bezug auf die 
Sicherheit Westeuropas zwar weiterbestehen 
werden, aber der Druck von seiten der Öffent- 
lichkeit in den Vereinigten Staaten zu Initiativen 
im amerikanischen Kongreß führen wird, im 
Rahmen der transatlantischen Zusammenarbeit 
Kürzungen der Beschaffungsprogramme zugun- 
sten von Beschaffungen über den amerikani- 
schen Binnenmarkt vorzunehmen; 

(vi) ist darüber besorgt, daß sich die IEPG in einem 
politischen Vakuum bewegt, da sie weder ein 
substantielles Informationsprogramm über ihre 
Arbeit besitzt noch europäische Unterstützung 
für ihre Aktivitäten erhält; 


(vü) vertritt die Überzeugung, daß die IEPG durch 
eine Annäherung der operativen Erfordernisse 
und der Zeitpläne für Neubeschaffungen sowie 
durch ein abgestimmtes europäisches militä- 
risches Forschungsprogramm kosteneffiziente 
Programme für Verteidigungsgerät anbieten 
kann, um den mit der raschen Entwicklung der 
Sicherheitslage in Europa verbundenen Heraus- 
forderungen begegnen zu können, und daß die 
Arbeit der IEPG weitaus größere Unterstützung 
verdient; 

empfiehlt dem Rat, 

1. dafür Sorge zu tragen, daß sich die Präsidentschaft 
der IEPG einmal jährlich an die Versammlung 
wendet, um sie über Entwicklungen in der europäi- 
schen Rüstungszusammenarbeit zu unterrichten 
und Fragen der Mitglieder zu beantworten; 

2. die regelmäßige Verbreitung von Informations- 
schriften an den Ausschuß für Technologie und 
Raumfahrt sowie den Verteidigungsausschuß der 
Versammlung der WEU sicherzustellen, damit in 
den wichtigen politischen, meinungsbildenden 
Gremien in Europa die Arbeit der IEPG eine bes- 
sere Würdigung erfährt; 

3. dafür Sorge zu tragen, daß die EG-Kommission offi- 
ziell und in regelmäßigen Abständen über die Ar- 
beit der IEPG unterrichtet wird mit dem Ziel der 
Fortsetzung eines fruchtbaren Dialogs über Fragen 
von gemeinsamem Interesse, wie z. B. über die 
Aufrechterhaltung der industriellen Grundlagen 
Europas, seiner technischen Kapazitäten und sei- 
ner Wettbewerbsfähigkeit; 

4. dem kleinen ständigen Sekretariat der IEPG, des- 
sen Errichtung in Lissabon befürwortet wurde, 
Stärkung zu verleihen durch eine konzentrierte 
Unterstützung der Präsidentschaft und Einrichtung 
eines erweiterten Expertenstabs mit Hilfe von zeit- 
lich längeren Abordnungen von Experten für Be- 
schaffungsfragen zu diesem Sekretariat; 

5. dem bereits eingeleiteten Prozeß einer stärkeren 
Integration der militärischen Forschung in Europa 
mit Hilfe des EUKLID-Plans durch verstärkte ge- 
meinsame Finanzierung und Rationalisierung der 
bestehenden nationalen Forschungseinrichtungen 
für Verteidigungsfragen entschlossen weiterzufol- 
gen; 

6. gemeinsam mit der EG-Kommission die Möglich- 
keiten einer beschleunigten Harmonisierung des 
europäischen Unternehmensrechts zu untersuchen 
mit dem Ziel einer Erleichterung des fairen grenz- 
überschreitenden Wettbewerbs und transnationa- 
ler Fusionspläne, Beschaffungen und Zusammen- 
arbeit zwischen Rüstungsunternehmen; 

7. die Bemühungen um eine größere Öffnung des 
europäischen Marktes für Verteidigungsgerät 
durch generelle Verbreitung von Bulletins über 
Ausschreibungen sowie durch Datenerhebungen 
und Datenaustausch weiterzuverfolgen und dabei 
die Interessen der Mitgliedsländer mit einer sich 
entwickelnden Verteidigungsindustrie zu sichern. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die WEU, die Forschungseinrichtungen 
und die Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die sich mit Fragen der europäischen Sicherheit 
und Verteidigung befassen 

(Drucksache 1226) 

Berichterstatter: Abg. Stegagnini (Italien) 

(Themen: Aufnahme von Beziehungen zwischen WEU 
und NGOs — Förderung eines stärkeren öffentlichen 
Bewußtseins in bezug auf Fragen der europäischen 
Sicherheit — Aufgaben des neu geschaffenen WEU- 
Instituts für Sicherheitsstudien) 


Empfehlung 484 

betr. die WEU, die Forschungseinrichtungen 
und die Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die sich mit Fragen der europäischen Sicherheit 
und Verteidigung befassen 

(i) Die Versammlung ist sich bewußt, daß es für die 
WEU wichtig ist, vollen Nutzen aus der Arbeit 
der verschiedenen Forschungseinrichtungen zu 
ziehen, die sich mit Sicherheits- und Verteidi- 
gungsfragen befassen und in der Lage sind, be- 
trächtlichen Einfluß auf die öffentliche Meinung 
und die Politiker auszuüben und damit zur Er- 
weiterung der öffentlichen Debatte über diese 
Fragen beizutragen. 

(ii) Sie begrüßt es daher, daß die Aufnahme von 
Beziehungen zu diesen Instituten innerhalb 
Westeuropas und darüber hinaus sowie die För- 
derung eines stärkeren öffentlichen Bewußtseins 
in bezug auf Fragen der europäischen Sicherheit 
zu den Aufgaben des neu geschaffenen WEU- 
Instituts für Sicherheitsstudien gehören. 

(iii) Sie stellt mit Befriedigung die Antwort des Rates 
auf die Empfehlung 474 fest, nach der Arbeiten 
des Institutes, die nicht der Geheimhaltung un- 
terliegen, umfassende Verbreitung in der Öf- 
fentlichkeit finden sollen. 

(iv) Sie zeigt sich darüber erfreut, daß eine der Auf- 
gaben des Instituts darin bestehen wird, eine 
Datenbank für Forschungs- und Informations- 
zwecke aufzubauen und diese auf dem neuesten 
Stand zu halten. 

(v) Sie erinnert daran, daß die Dienststellen der Ver- 
sammlung bislang keine Zugangsmöglichkeiten 
zu den von verschiedenen Forschungseinrich- 
tungen und Dokumentationszentren eingerich- 
teten EDV-Dokumentationssystemen hatten. 

(vi) Sie zieht die Vorteile in Betracht, die sich für die 
WEU ergeben könnten aus einer engeren Zu- 
sammenarbeit mit geeigneten Nichtregierungs- 
organisationen, die den Zielsetzungen, Initiati- 
ven und Erfolgen der Organisation ein Höchst- 
maß an Publizität verschaffen und das öffentli- 
che Bewußtsein in bezug auf europäische Si- 


cherheitsfragen in allen betroffenen Ländern 
sensibilisieren könnten. 

Die Versammlung empfiehlt daher dem Rat: 

1. dem Institut der WEU für Sicherheitsstudien größt- 
mögliche Unabhängigkeit bei seiner Arbeit zu ge- 
währen, einschließlich bei der Entwicklung nützli- 
cher Beziehungen zu den Parlamentariern, den 
Medien und der Öffentlichkeit und bei der Ausar- 
beitung einer aktiven Informationspolitik; 

2. der Versammlung für ihre eigene Arbeit angemes- 
senen Zugang zu der Dokumentationsdatenbank 
des Instituts zu ermöglichen; 

3. mit Hilfe des Instituts eine engere Zusammenarbeit 
mit solchen internationalen Nichtregierungsorga- 
nisationen zu entwickeln, deren Arbeit in einem 
besonderen Bezug zum Zuständigkeitsbereich der 
Organisation steht und die aufgrund ihrer Aktivitä- 
ten in der Lage sind, dazu beizutragen, eine euro- 
päische Sicherheitsidentität zu fördern und die 
Versammlung über die ergriffenen Maßnahmen zu 
informieren. 


Richtlinie 76 

betr. die WEU, die Forschungseinrichtungen 
und die Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die sich mit Fragen der europäischen Sicherheit 
und Verteidigung belassen 

Die Versammlung zieht die Vorteile in Betracht, die 
sich für die WEU ergeben könnten aus einer engeren 
Zusammenarbeit mit geeigneten Nichtregierungsor- 
ganisationen, die den Zielsetzungen, Initiativen und 
Erfolgen der Organisation ein Höchstmaß an Publizi- 
tät verschaffen und das öffentliche Bewußtsein in be- 
zug auf europäische Sicherheitsfragen in allen betrof- 
fenen Ländern sensibilisieren könnten. 

Die Versammlung weist deshalb ihren Ausschuß für 
die Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffent- 
lichkeit an: zu prüfen, wie Arbeitsbeziehungen zwi- 
schen der Versammlung und geeigneten Nichtregie- 
rungsorganisationen, die sich mit Fragen der europäi- 
schen Sicherheit und Verteidigung befassen, einge- 
richtet werden könnten, und in dieser Angelegenheit 
einen Bericht vorzulegen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die neue Rolle der nationalen Delegationen 
im Rahmen der Aktivitäten der Versammlung 
der WEU 

(Drucksache 1227) 

Berichterstatter: Abg. Hunt (Großbritannien) 

(Themen: Gemeinsame Initiativen der nationalen De- 
legationen in ihren Parlamenten zu Fragen der euro- 
päischen Sicherheit — Verbesserung der Kontakte zur 
Presse — Übermittlung der die WEU betreffenden 
Initiativen in den nationalen Parlamenten an die 
WEU) 
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Entschließung 82 

betr. die neue Rolle der nationalen Delegationen 
im Rahmen der Aktivitäten der Versammlung 
der WEU 

(i) Die Versammlung erinnert daran, wie wichtig es 
ist, das durch den geänderten Brüsseler Vertrag 
vorgesehene europäische parlamentarische Sy- 
stem voll auszuschöpfen, in dem durch die Exi- 
stenz der in den nationalen Parlamenten gebil- 
deten Delegationen eine umfassende Mitwir- 
kung der Parlamente an Entscheidungen über 
die Zukunft der europäischen Sicherheit ge- 
währleistet wird. 

(ii) Sie bedauert, daß es die meisten Regierungen 
der Mitgliedstaaten der WEU seit einiger Zeit 
vorziehen, öffentliche Erklärungen zu umgehen, 
in denen die durch diesen Vertrag gegebenen 
Möglichkeiten betont werden. 

(iii) Sie ist daher überzeugt, daß die Frage der Schaf- 
fung einer neuen Friedens- und Sicherheitsord- 
nung in Europa verstärkte Bemühungen der na- 
tionalen Delegationen erfordert zur Verbreitung 
der Ansichten und Vorschläge der Versammlung 
und Aufforderung der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten, die durch die WEU gebotenen 
Möglichkeiten zu nutzen, um allen Erwartungen 
in bezug auf die Lösung dringender Probleme zu 
entsprechen. 

(iv) Sie begrüßt die von mehreren Delegationen und 
deren Mitgliedern kürzlich ergriffenen Initiati- 
ven zur Intensivierung des Dialogs zwischen der 
Öffentlichkeit und den Regierungen über die 
diesbezügliche Rolle der WEU. 

(v) Sie betont jedoch, daß die schnelle Verbreitung 
von Informationen und die Zusammenarbeit 
zwischen allen Delegationen, politischen Grup- 
pen und dem Ausschuß für die Beziehungen zu 
den Parlamenten und zur Öffentlichkeit verbes- 
sert werden sollten. 

Die Versammlung fordert daher die Leiter der natio- 
nalen Delegationen auf: 

1. so weit wie möglich, gemeinsame Delegationsin- 
itiativen in den Parlamenten bei der Erörterung von 
Fragen zu ergreifen, die in den Zuständigkeitsbe- 
reich der Versammlung fallen, und zu gewährlei- 
sten, daß bei diesen Debatten die Ansicht der Ver- 
sammlung zum Ausdruck gelangt; 

2. die Regierungen aufzufordern, dem Parlament re- 
gelmäßige Berichte über die Entwicklungen inner- 
halb der WEU vorzulegen, wie dies bereits durch 
die Regierung der Bundesrepublik geschieht, und 
Plenardebatten über diese Berichte zu veranstal- 
ten; 

3. regelmäßige Zusammenkünfte mit der Presse zu 
veranstalten, wie es die französische Delegation 
bereits tut, und sich um eine Veröffentlichung ent- 
sprechender Artikel in der internationalen Presse 
oder in geeigneten Fachzeitschriften zu bemü- 
hen; 


4. zu gewährleisten, daß die Informationen über 
sämtliche die WEU betreffenden Initiativen, die 
von den Mitgliedern in den Parlamenten, Aus- 
schüssen, politischen Gruppen oder in der Presse 
ergriffen werden, unverzüglich dem Ausschuß für 
die Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öf- 
fentlichkeit zur Kenntnis gebracht werden. 


Freitag, 8. Juni 1990 

Tagesordnungspunkt: 

Die Zukunft des Tieffluges 

(Drucksache 1222) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Klejdzinski 

(Bundesrepublik Deutschland) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren, bevor ich mich mit dem 
sachlichen Teil meines Berichts befasse, ist es mir ein 
Anliegen, all denen zu danken, die mir bei der Abfas- 
sung dieses Berichts geholfen haben, sei es durch 
freundliche Hinweise, kritische Bemerkungen oder 
wichtige Zuarbeit. Mein besonderer Dank geht an das 
Ausschußsekretariat und an meine Kolleginnen und 
Kollegen im Verteidigungsausschuß, die den Bericht 
einstimmig gebilligt haben. 

Über Tiefflug wird in der Öffentlichkeit in großer 
Breite und Tiefe diskutiert. Das ist eine Tatsache, die 
von uns bedacht werden muß. Nicht von ungefähr 
nenne ich stellvertretend einen Bericht aus dem Ver- 
einigten Königreich, der sich allein mit der Tiefflug- 
problematik befaßt hat. Ich will damit belegen, daß 
das nicht nur in der Bundesrepublik ein Anliegen ist, 
sondern auch in anderen Ländern. 

Die Problemstellung Tiefflug beinhaltet zwei wichtige 
Fragestellungen, die aus der Sicht vieler Bürgerinnen 
und Bürger in den westeuropäischen Staaten gegen- 
läufig sind. Einerseits gibt es die Notwendigkeit, poli- 
tisch erteilte Aufträge auszuführen, soweit unsere Pi- 
loten und soweit die jeweiligen Luftwaffen angespro- 
chen sind. Andererseits ist die Lärmbelastung durch 
Tief- und Tiefstflug zu sehen, deren Akzeptanz bei 
unserer Bevölkerung mehr und mehr verlorenging. 
Das Organisieren von Verteidigungsfähigkeit führt 
nur zum Erfolg, wenn gleichzeitig das Volk überzeugt 
ist, daß die notwendige Belastung sinnvoll ist und 
keine realistischen Alternativen gegeben sind. 

Der heutige Bericht ist der ernsthafte Versuch, dieses 
Paradigma aufzulösen. Ich bin sicher, die Thematik ist 
nicht mit dem heutigen Bericht erledigt — das Thema 
ist wichtig genug — , so daß wir uns noch des öfteren 
damit auseinandersetzen müssen. Ich bin meinen Kol- 
leginnen und Kollegen dankbar dafür, in solch einer 
Breite und in solch einer Intensität in vielen Begeg- 
nungen über Tiefflug diskutieren zu können. Bei vie- 
len Gesprächen habe ich feststellen können, daß dort, 
wo tiefgeflogen wird, das Thema heftig diskutiert 
wird. Sachliche Argumente werden oft durch Emotio- 
nen verdrängt. Als Verteidigungspolitiker kann ich 
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diese Tatsache nicht negieren. Zu dieser Betrach- 
tungsweise gehört auch das Wissen, daß beispiels- 
weise das hochmoderne Tornado-Flugzeug um 40 % 
leiser ist als das eine bejahrte Phantom, ohne hier 
gleichzeitig die Frage nach Eindringfähigkeit, Überle- 
bensfähigkeit oder Rollenerfolg zu stellen. Denn jeder 
weiß, diese Betrachtungsweise geht zu ungunsten des 
Phantom-Flugzeugs aus. Diese Tatsache findet ihren 
Niederschlag in der Empfehlung 2j. 

Der Stand der Ausrüstungstechnik der einzelnen 
Flugzeugtypen darf nicht der allein entscheidende 
Faktor für die Festlegung von Tiefflugübungstechni- 
ken und von Bedingungen sein. Mit anderen Worten: 
Modernisierung kostet Geld. Wenn aus finanziellen 
Gründen die Erneuerung eines Waffensystems nicht 
zeitgerecht durchgeführt werden kann, dann ist es 
unbillig, Tiefflug zu üben mit dem Hinweis auf die 
Notwendigkeit der Erhaltung der Verteidigungsfä- 
higkeit, wissend, ein modernes Flugzeug könnte lei- 
ser fliegen und realitätsorientiert üben, ohne die Belä- 
stigung durch Fluglärm. 

Ich weiß und möchte es ausdrücklich betonen: Die 
Flugzeugführer tun ihre Pflicht. Sie erfüllen einen par- 
lamentarischen Auftrag. Wir Politiker sind dafür ver- 
antwortlich. Ihre Aufgabenbreite ergibt sich aus der 
jeweils angenommenen und vorhandenen Bedro- 
hungsanalyse. Wenn gegenwärtig festgestellt wird, 
der Warschauer Pakt sei in Auflösung begriffen, so gilt 
allerdings weiterhin, und auch davor dürfen wir un- 
sere Augen nicht verschließen: Die taktisch/operati- 
ven Fliegerkräfte der UdSSR stellen eine entschei- 
dende Komponente dar, um die militärstrategische 
Zielsetzung auf dem Schauplatz Mittel-/ Westeuropa 
durch Luftoperationen zu erreichen. Sie sind noch vor- 
handen. Ich behaupte nicht, daß sie uns angreifen. 
Verteidigungsvorsorge heißt, daß wir so etwas be- 
rücksichtigen. Solange nicht abgerüstet ist, muß die 
angenommene Bedrohung alle Optionen berücksich- 
tigen. 

Daraus resultiert: Für die Luftstreitkräfte war und ist 
die Beschränkung auf das aus Einsatzgründen unver- 
zichtbare Minimum an Tiefflugtraining eine ständige 
Verpflichtung. Wir Parlamentarier haben aber auch 
die Verpflichtung, alle geeigneten Maßnahmen zu er- 
greifen, um die Belastung der Bevölkerung in Zukunft 
auf das unabdingbare Maß zu reduzieren. Die Bela- 
stung in 75-m-Tieffluggebieten ist enorm und wird 
von der dort wohnenden Bevölkerung nicht mehr ak- 
zeptiert. Wir sind zum Handeln aufgefordert. 

Der Empfehlungsentwurf empfiehlt dem Rat eine 
Reihe von Maßnahmen, die Einschnitte für die jewei- 
ligen Streitkräfte bedeuten. Auch die Empfehlung, 
Übungsflüge in überseeischen Gebieten durchzufüh- 
ren, heißt Belastungen für Flugzeugbesatzungen, 
Wartungspersonal und Abwesenheit von der Familie. 
Simulatorenentwicklung und verstärkte Ausbildung 
an Simulatoren vermag nicht gänzlich eine Tiefflug- 
ausbildung zu ersetzen. Doch Geld, das in diese Ent- 
wicklung gesteckt wird, ist nicht verlorenes Geld. 
Realistische Vorwarnzeiten rechtfertigen gegenwär- 
tig nicht die ständige Übung des Tieffliegens, zumal 
die Veränderungen im Warschauer Pakt die bisherige 
Einsatzkonzeption für Jagdbomberkräfte und ihre Be- 


gründung in einen nicht definierbaren Bereich geho- 
ben hat. 

Beim Lesen des Berichts kann der Eindruck entste- 
hen, der Bericht beziehe sich nur auf den Luftraum der 
Bundesrepublik. Richtig ist, Tiefflug über dem Gebiet 
der Bundesrepublik wird auf den Seiten 11 bis 15 be- 
handelt, der Report umfaßt jedoch 28 Seiten und 
21 Seiten erklärende Schailbilder. 

Der Bericht soll — das ist auch mein Anliegen — Pro- 
blembewußtsein erzeugen. Ich bin davon überzeugt: 
Die anhand der Bundesrepublik aufgezeigte Proble- 
matik trifft auf alle WEU-Staaten zu. Ausgehend von 
der Empfehlung 1, wonach das Thema Tiefflug und 
die damit verbundenen Probleme auf die Tagesord- 
nung des Rates zu setzen ist und gleichzeitig die 
Dienststellen der NATO dringend ersucht werden, 
ebenso zu verfahren, ist der vom Verteidigungsaus- 
schuß einstimmig vorgelegte Bericht ein hilfreicher 
Einstieg in die Sachproblematik. Ich gehe davon aus, 
daß er genügend Diskussionsstoff enthält. Wir werden 
noch intensiv darüber beraten. 

Wir erwarten vom WEU-Rat einen Gesamtbericht, der 
um die fehlenden Länderanteile ergänzt werden 
kann. 

Abschließend darf ich noch bemerken: Ich habe für 
die Abfassung dieses Berichts sehr viel Unterstützung 
und Hilfe erhalten. Allen denen, die mir geholfen ha- 
ben, danke ich nochmals. — Herzlichen Dank fürs 
Zuhören. 

Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Kollegin- 
nen und Kollegen! Jedem von uns sind die negativen 
Auswirkungen der Tiefflüge bekannt. Jeder kennt 
den infernalischen Lärm, den Düsenjets beim Tiefflug 
verursachen. 

Wir haben in der Bundesrepublik Deutschland sieben 
Tiefflugareas. Sie reichen von Schleswig-Holstein bis 
Bayern. Selbst in Urlaubsgebieten wird tief geflogen. 
Deshalb ist es nicht verwunderlich, wenn es Proteste 
hagelt. Ich bin mit diesen Protesten als Mitglied des 
Unterausschusses im Deutschen Bundestag konfron- 
tiert, der sich mit Beschwerden über militärischen 
Fluglärm befaßt. 

Vorweg aber möchte ich dem Kollegen Klejdzinski 
danken und zu seinem ausgezeichneten Bericht gra- 
tulieren. Es war eine Fleißarbeit, die er gemacht hat. 
Herr Klejdzinski ist ja nicht nur ein erfahrener Parla- 
mentarier, sondern er war in früheren Jahren selbst 
Pilot bei der bundesdeutschen Luftwaffe. Deshalb hat 
er auch soviel Kenntnis von diesen Problemen. 

In seinem Bericht wird eine Vielzahl von Empfehlun- 
gen vorgeschlagen, die allesamt gutzuheißen sind: ob 
es um die Reduzierung der Zahl der Tiefflüge oder um 
den verstärkten Einsatz von Flugsimulatoren geht. 
Wir brauchen noch viel bessere Flugsimulatoren, als 
das bisher der Fall ist. 

Vor allem ist es richtig, darauf hinzuweisen, daß die 
Tiefstflüge wegfallen müssen, d. h. das, was sich un- 
ter dem 75 m-Band bewegt, und zwar vor allem über 
besiedelten Gebieten. 
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Allerdings geht der Bericht davon aus — ich zitiere 
aus Ziff. (iv) — r „daß es zum Abschluß einer Verein- 
barung in Wien über eine substantielle Reduzierung 
. . . bei Kampfflugzeugen kommen wird". Das ist für 
die Zukunft gesprochen. Wir alle hoffen, daß dem so 
sein wird, daß das eintreten wird. Aber derzeit haben 
wir noch keine Gewißheit. 

Ich habe Bedenken und sehe auch gewisse Gefahren, 
wenn man sich im Sicherheitsbereich auf Wahrschein- 
lichkeiten verlassen muß. Das halte ich für ein Risiko. 
Es ist bekannt, daß die Sowjetunion gerade in diesem 
Bereich nicht bereit ist nachzugeben. Deshalb will die 
Sowjetunion über den NATO -Vorschlag hinaus 4 000 
Kampfflugzeuge mehr behalten. 

Ein weiteres Risiko — darüber hat gestern vor diesem 
Haus auch Staatssekretär Atwood vom Verteidi- 
gungsministerium der Vereinigten Staaten gespro- 
chen — ist die derzeitige innenpolitische Situation in 
der UdSSR. Diese Situation ist absolut instabil. Daher 
glaube ich vor einer allzu großen Euphorie warnen zu 
müssen. 

Meine Meinung ist abschließend folgende: Erst muß 
eine Einigung mit den Russen in Wien mit der Festle- 
gung einer oberen Grenze und mit der Festlegung 
einer Höhe der Reduzierung im gesamten konventio- 
nellen Bereich erfolgen. Solange hier keine Gewißheit 
besteht, ist nach wie vor Wachsamkeit geboten. Des- 
halb wird zum jetzigen Zeitpunkt ein völliger Verzicht 
auf Tiefflüge noch nicht möglich sein. — Vielen 
Dank. 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten heute am letzten Tag unserer 
Frühjahrsversammlung über die Zukunft des Tiefflu- 
ges. Wir tun dies auf der Basis eines hervorragenden 
und objektiven Berichtes unseres Kollegen Klejd- 
zinski. Wenn ich „objektiv" sage, dann meine ich da- 
mit, daß er klar zwischen dem Thema der Zukunft des 
Tieffluges und anderen Fragen, die sicherlich auch 
etwas mit dem Fliegen zu tun haben, zu trennen 
wußte. Frau Kollegin Baarveld-Schlaman sprach ge- 
rade von Flugshows. Ich glaube, daß Tiefflug und 
Flugshows klar voneinander getrennt werden müs- 
sen. Das hat der Kollege Klejdzinski dankenswerter- 
weise auch getan. 

Es ist nicht das erste Mal, daß wir uns mit diesem 
Thema beschäftigen. Es wird auch nicht das letzte Mal 
sein, auch wenn wir dem vorliegenden Bericht heute 
unsere Zustimmung geben und wenn wir die realisti- 
schen und gut durchdachten Beschlußempfehlungen 
annehmen. Das ist auch schon während der Beratun- 
gen im Verteidigungsausschuß deutlich geworden, 
als wiederholt darauf hingewiesen wurde, welche 
weiteren Möglichkeiten der Entlastung von Fluglärm 
sich aus dem Abbau des Ost-West-Konfliktes ergeben 
könnten und hoffentlich auch ergeben werden. Insbe- 
sondere gestern sind während der Ausschußsitzung 
noch gutgemeinte Anregungen gegeben worden, den 
vorliegenden Bericht fortzuschreiben, und zwar unter 
Einbeziehung weiterer Erfahrungen speziell aus dem 
Vereinigten Königreich und der Besonderheiten in 
Frankreich. Ich glaube, dies dürfte nicht schwierig 
sein, zumal der Berichterstatter die Problematik und 
die Möglichkeiten der Reduzierung des Tieffluges un- 


ter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen und 
technischen Gegebenheiten umfassend und detail- 
liert aufgezeigt hat. 

Wir können unserem Kollegen Klejdzinski für sein 
Engagement und für die Erfahrung, die er in diesen 
Bericht als ehemaliger Pilot eingebracht hat, dankbar 
sein. Dem einen oder anderen mag es nicht ganz recht 
sein, wenn in diesem Bericht die Probleme des Tief- 
fluges über der Bundesrepublik Deutschland beson- 
ders hervorgehoben werden. Das ist für Kenner der 
Materie aber wohl nicht verwunderlich, da doch die 
Bundesrepublik Deutschland auf Grund ihrer geogra- 
phischen Lage an der Nahtstelle zwischen der NATO 
und dem Warschauer Pakt jahrzehntelang das Haupt- 
tieffluggebiet für die in Europa stationierten und der 
NATO assignierten fliegenden Verbände war und 
wohl auch sein mußte. Wir hatten die Situation, daß 
über dem am dichtesten besiedelten Gebiet Europas 
Tiefflüge und Abfangübungen in allen Höhen durch- 
geführt wurden. Die Belastungen der Bevölkerung 
haben dabei in den zurückliegenden Jahren in vielen 
Gebieten der Bundesrepublik Deutschland ein Maß 
erreicht, das die Belastungsgrenze überschritt und das 
— dies wurde hier schon angesprochen — auch zu 
gesundheitlichen Störungen geführt hat. Es gibt je- 
denfalls ernst zu nehmende Hinweise, daß dem so 
ist. 

Es muß deshalb als logische Folge angesehen werden, 
daß sich daraus eine ständig zunehmende kritische 
Haltung gegenüber militärischen Tiefflugübungen in 
der Bevölkerung nicht nur der Bundesrepublik 
Deutschland auf gebaut hat. Wie wir inzwischen wis- 
sen, ist die Entwicklung auch in anderen west- und 
südeuropäischen Ländern in den besonders belaste- 
ten Regionen nicht wesentlich anders verlaufen als in 
der Bundesrepublik Deutschland. Obwohl die Luft- 
waffenführungen insbesondere in den letzten Jahren 
auf Grund der neuen technischen Möglichkeiten Tief- 
flugübungen reduzieren konnten — ich denke hier an 
die Möglichkeit des Einsatzes von Flugsimulato- 
ren — oder Tiefflugübungen in nur wenig besiedelte 
Regionen verlagern konnten, hat sich der Unmut über 
Fluglärm bei weiten Teilen der Bevölkerung unserer 
Länder mit Abnahme der politischen Konfrontation 
zwischen Ost und West weiter aufgebaut. 

Ich verrate auch kein Geheimnis, wenn ich sage, daß 
mit den umwälzenden politischen Veränderungen in 
Mittel- und Osteuropa insbesondere seit dem Herbst 
1989 das Verständnis in der Bevölkerung für extreme 
militärische Tiefflugübungen und Abfangübungen 
weiter gesunken ist. Das ist nicht verwunderlich, son- 
dern nur zu verständlich. Daraus müssen wir unsere 
Schlüsse ziehen. 

Wir alle sind Fachleute genug, um zu wissen, daß die 
militärische Bedrohung abgenommen hat und daß 
auch die militärischen Vorwarnzeiten im Vergleich zu 
der Zeit des Kalten Krieges erheblich angewachsen 
sind. 

Wir alle gehen davon aus, daß es noch in diesem Jahr 
in Wien zum Abschluß einer Vereinbarung über eine 
substantielle Reduzierung bei konventionellen Waf- 
fen sowie bei Kampfflugzeugen kommen wird, ob- 
wohl im Zusammenhang damit auch heute hier Be- 


28 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7676 


denken geäußert worden sind. Das bedeutet noch 
mehr Entspannung und, wie ich meine, noch mehr 
Sicherheit. Ich meine, wir tun gut daran, wenn wir die 
vorliegenden Beschlußempfehlungen heute mit der 
Maßgabe verabschieden, im Lichte weiterer Abrü- 
stungsschritte zwischen Ost und West noch weiterge- 
hendere Entlastungen für die Bevölkerung in unseren 
Ländern in Aussicht zu stellen. 

Frau Baarveld-Schlaman, ich bin auch ganz Ihrer Mei- 
nung, daß wir als Politiker in dieser Versammlung den 
nötigen Druck ausüben sollten, damit der Rat das, was 
wir heute hier hoffentlich mit großer Mehrheit oder 
sogar einstimmig verabschieden, auch richtig umzu- 
setzen weiß. Ich meine, daß eine der Entwicklung 
angepaßte Fortschreibung des Berichtes für weitere 
Entscheidungen die qualitative Grundlage sein wird. 
— Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Schlußwort des Berichterstatters: 

Dr. Klejdzinski (SPD); Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich möchte mich vorab für 
die kritischen Hinweise und auch für die wohlwol- 
lende Bewertung des Berichts bedanken, den ich 
habe vorlegen können. Ich sage nochmals in aller 
Deutlichkeit; Es ist nicht mein Bericht, sondern viele 
haben zugearbeitet. Insofern gebe ich den Dank an 
die weiter, die mir geholfen haben. 

Herr Maris hat einen für mich sehr interessanten 
Aspekt aufgezeigt und hat mir bewußt gemacht, wie 
wichtig es ist, daß wir Politiker uns nicht nur etwas von 
den Fachleuten aufdrängen lassen dürfen, sondern 
daß wir die Verantwortung tragen. Er hat die Unter- 
schiede in den Entscheidungsstrukturen aufgezeigt. 
Ich finde, wir können daraus lernen. 

Herr Zierer hat manches genannt, was auch ich so 
sehe. Obwohl ich seine Einschätzung teilen muß, 
habe ich die Hoffnung, daß sich die Verhandlungen in 
Wien, was Flugzeuge anbetrifft, nicht so bewegen, 
wie es ursprünglich gedacht war. Ich könnte sagen: 
Wenn wir uns gegenwärtig auf die Zahlen der UdSSR 
zubewegen müßten, was Flugzeuge anbetrifft, müß- 
ten wir aufrüsten. Der Aspekt, beispielsweise die Ma- 
rineluftstreitkräfte nicht einzubeziehen, ist sicherlich 
ein Problem, das noch behandelt werden muß. Inso- 
fern ist das Argument, das er diesbezüglich gebracht 
hat, nicht ganz von der Hand zu weisen. Auf der ande- 
ren Seite habe ich an anderer Stelle gesagt, daß, an 
der realistischen Bedrohung orientiert, wir im Grunde 
genommen erneut nachdenken müssen. Mein Kollege 
Steiner hat völlig zu Recht darauf verwiesen, daß wir 
im Lichte der jeweiligen Situation neu denken müssen 
und man dann vielleicht — das ist die Hoffnung, und 
die sollte man als Politiker immer haben — zu größe- 
ren Reduzierungen kommen kann. 

Ich muß noch auf das Argument eingehen, das ge- 
bracht worden ist, daß Luftstreitkräfte nicht defensiv 
sind. Jagdbomberstreitkräfte haben durchaus eine of- 
fensive Komponente. Deswegen sollte sich ein Vertei- 
digungsbündnis in erster Linie auf die Defensivstruk- 
turen, sprich: Jäger, konzentrieren und nicht so sehr 
auf tieffliegende Jagdbomber. Das ist eine Diskussion, 
die dieser Bericht grundsätzlich nicht aufgreifen 
sollte. Aber man muß sich darüber unterhalten, daß 
Jagdbomberkräfte, insbesondere hochmoderne, tief- 


fliegende und weitreichende Jagdbomberkräfte, 
durchaus eine Offensivkomponente haben. 

Herr Tummers hat völlig zu Recht gesagt: Das fehlt. 
Wir hätten dieses Kapitel aufgreifen können. Auf der 
anderen Seite sind an einzelnen Stellen durchaus Be- 
merkungen über die Flugdisziplin enthalten, insbe- 
sondere was Skyguard-Einsätze betrifft. Die Sky- 
guard-Überwachungsgeräte sind durchaus in der 
Lage, per Film und Ton unter Notierung der Uhrzeit 
und der Höhe festzustellen, ob jemand zu tief geflo- 
gen ist. Seitdem dieses System in der Bundesrepublik 
eingeführt ist, haben sich alle NATO-Luftstreitkräfte, 
auch meine holländischen Freunde, an diese Bedin- 
gungen gehalten. Diejenigen, die erwischt worden 
sind, haben ihre Fluglizenz verloren. Es gibt auch Sta- 
tistiken darüber. Aber die sind im Bericht nicht im 
einzelnen aufgeführt. Der Kollege Jessel hat interes- 
santerweise darauf verwiesen, wie die Belästigung an 
einem zivilen Flugplatz ist und wie hoch dort die 
Anzahl der Starts ist. Ich möchte aber nochmals beto- 
nen — verschiedene Debattenredner haben auch dar- 
auf verwiesen — : Der Tieffluglärm selbst kommt in 
einem Tief fluggebiet in Höhe von 75 Metern = 
250 Fuß überraschend, zu jeder Schönwetterzeit und 
aus einer Richtung, die man nicht erwartet. Genau das 
ist es, was die Bevölkerung so belastet. Hinzu kommt 
für die Bundesrepublik und auch für Teile der Nieder- 
lande und Teile Belgiens — das kann ich übersehen; 
die Verhältnisse in Schottland kenne ich weniger, 
deswegen äußere ich mich darüber nicht — , daß in der 
gegenwärtigen Situation, weil Flughafenkontrollzo- 
nen, große Industriegebiete usw. nicht überflogen 
werden dürfen und dadurch der Raum zusätzlich ein- 
geschränkt wird, die Flugzeugführer über Kurorte 
oder Krankenhäuser fliegen, weil sie sie gar nicht aus- 
sparen können. Wenn man das machen würde, dürfte 
kein Flugzeug mehr fliegen. Das ist das Problem in 
dicht besiedelten Gebieten. Frau Baarveld-Schlaman 
hat auf die Airshows hingewiesen. Ich teile ihre An- 
sicht. Nur war ich der Meinung, dieses Thema hier 
nicht einbringen zu können, weil ich die Befürchtung 
hatte, wenn ich alle Argumente, die sehr wichtig sind, 
unterbringen würde, wäre der Bericht zu umfangreich 
geworden. Er ist schon dick genug. 

Mein Kollege Steiner hat sich abschließend noch ins- 
gesamt geäußert. Lassen Sie mich ein kritisches Wort 
zu Goose Bay in Kanada sagen. Ich kann auf der einen 
Seite die Kanadier verstehen. Ich bin jedoch mit mei- 
nem Kollegen Steiner in Goose Bay gewesen. Wir 
haben uns dort zwei Tage lang umgesehen. Man muß 
um der Wahrheit willen darauf hinweisen, daß die 
kanadischen Behörden, wenn man so will, sehr beun- 
ruhigt sind und daß die Proteste steigen. Aber in dem 
ganzen Gebiet, wo tief geflogen wird, lebt niemand. In 
den Randgebieten des Flugplatzes leben 1 500 Perso- 
nen, und die arbeiten auf dem Flugplatz oder sind 
mittelbar damit verbunden. Wenn beispielsweise eine 
Indianergruppe in dieses Gebiet zieht, wird von den 
jeweiligen Luftwaffen dort per Funkkontakt ein Ra- 
dius von 25 nautischen Meilen um deren Zelt gezo- 
gen. In diesem Gebiet fliegt niemand. Wenn wir diese 
idealen Bedingungen auf Europa übertragen könn- 
ten, hätten wir keine Probleme, was Tiefflug betrifft. 
Manchmal ist an uns herangetragen worden, daß die- 
ses kanadische Problem in erster Linie ein Problem 
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der Entschädigung der Leute ist, die glauben, dort aus 
früheren Zeiten Ansprüche artikulieren zu müssen. 
Mir steht es nicht zu, in diese innerkanadische Diskus- 
sion einzugreifen. Mir steht es auch nicht zu, sie zu 
bewerten. Ich wollte das nur etwas verdeutlichen, da- 
mit, wenn man sich dazu äußert, man vielleicht dar- 
über nachdenkt, wie die Situation im allgemeinen ist. 
Die Bürgerkomitees, soweit sie den Flugplatz betref- 
fen, waren dafür, daß dort ausgebaut wird, weil er 
Arbeitsplätze bedeutet. Ohne ihn wäre die Region 
dort wirtschaftlich tot. Das muß man auch einmal an- 
merken. 

Nochmals herzlichen Dank für die sehr wertvollen 
Beiträge. Ich finde, die Tatsache, daß noch am Frei- 
tagmorgen eine solch intensive Debatte zu diesem 
Thema geführt werden kann, sagt aus, wie wichtig 
das Thema ist. Ich hoffe, daß das eine oder andere, 
was gesagt worden ist, zusätzlich aufgenommen wer- 
den kann. Die redaktionelle Änderung, Herr Jessel, 
ein Verbot von 10 Uhr bis morgens um 8 Uhr einzu- 
führen, haben wir übernommen. Im Grunde genom- 
men war das für uns eine Kleinigkeit. 

Vielen Dank nochmals für die Beiträge. 


Empfehlung 485 

betr. die Zukunft des Tiefflugs 

Die Versammlung, 

(i) verweist auf den Entschließungsantrag betr. das 
Verbot von militärischen Tiefflügen zu Übungs- 
zwecken, der von Herrn Büchner u. a. am 5. De- 
zember 1988 (Dok. 1169) eingebracht worden 
war; 

(ii) ist sich bewußt, daß alle Mitgliedstaaten der 
WEU sowie die meisten anderen europäischen 
Staaten, einschließlich der Staaten der War- 
schauer Vertrags-Organisation, von den Auswir- 
kungen des Tiefflugs betroffen sind; 

(in) stellt den Abbau der Ost- West- Konfrontation 
fest; 

(iv) geht davon aus, daß es zum Abschluß einer Ver- 
einbarung in Wien über eine substantielle Redu- 
zierung bei bestimmten Kategorien konventio- 
neller Waffen einschließlich bei den Kampfflug- 
zeugen kommen wird; 

(v) ist überzeugt, daß es möglich sein sollte, bei der 
Vorbereitung von Flugzeugbesatzungen auf 
Tiefflug verstärkt Flugsimulatoren einzusetzen; 

(vi) betont, daß es zwischen den Mitgliedstaaten 
mehr Konsultation und Absprache geben sollte, 
damit die Belastungen der Tief flugausbil düng 
verteilt werden können; 

(vii) erinnert daran, daß der Rat in der Vergangenheit 
gewisse Empfehlungen der Versammlung den 
NATO-Dienststellen vorgelegt hat; 

empfiehlt dem Rat, 

1. das Thema des Tiefflugs und damit verbundene 
Probleme auf seine Tagesordnung zu setzen und 


die Dienststellen der NATO dringend zu ersuchen, 
ebenso zu verfahren, mit dem Ziel eine unverzügli- 
che Untersuchung einzuleiten, wie das ganz Eu- 
ropa betreffende Problem des Tiefflugs in Zukunft 
entschärft werden könnte, und hierbei auch die 
öffentliche Meinung zu befragen und Einstellun- 
gen zu diesem Problem in Erfahrung zu bringen; 

2. sicherzustellen, daß die in diesem Bericht getroffe- 
nen generellen und speziellen Feststellungen be- 
rücksichtigt werden und insbesondere folgende 
Vorschläge gründlich zu prüfen, mit dem Ziel, sie 
durch die NATO und die nationalen Regierungen 
als zukünftig geltende Normen zu verabschie- 
den: 

a) in Friedenszeiten beträgt die Mindesthöhe für 
Tiefflüge über bewohnten Gebieten 300 Me- 
ter; 

b) Abfangübungen und Tiefflüge im Verband über 
dicht besiedelten Gebieten sind nicht gestat- 
tet; 

c) die Höchstgeschwindigkeit der Flugzeuge wird 
zur Reduzierung der Lärmemission auf 420 Kts. 
begrenzt; 

d) Tiefstflüge (d. h. unter 75 Metern) sind nur über 
Übungsplätzen gestattet, die die notwendigen 
räumlichen Voraussetzungen bieten, und es 
sollte in Betracht gezogen werden, die Nutzung 
dieser Gelände in Friedenszeiten einzustellen 
und sie nur in Zeiten von Krisensituationen zu 
aktivieren; 

e) alle Tiefflüge zwischen 22.00 Uhr und 8.00 Uhr 
(auch in Übungsgeländen) und generell an 
Sonn- und Feiertagen sollten verboten wer- 
den; 

f) Nachttief flugstrecken bedürfen der Genehmi- 
gung der nationalen Dienststellen; 

g) jede notwendige realitätsorientierte Ausbildung 
im Tief- und Tiefstflug ist in Regionen durchzu- 
führen, die aufgrund ihrer Gegebenheiten Tief- 
flug ermöglichen, ohne daß es dabei zu erhebli- 
chen Belästigungen für die Bevölkerung 
kommt; 

h) obwohl der gegenwärtige Stand der Simulato- 
rentechnik nicht völlig die realistische Tiefflug- 
übung ersetzen kann, sollten weitere For- 
schungs- und Entwicklungsprojekte in Erwä- 
gung gezogen werden, mit dem Ziel, die Tief- 
flugsimulatorentechnik zu verbessern (die ho- 
hen finanziellen Kosten wären mehr als gerecht- 
fertigt); 

i) darüber hinaus ist in Erwägung zu ziehen, wie 
die schlechten sozialen Lebensbedingungen für 
Flugzeugbesatzungen von Übungsflügen in 
überseeischen Gebieten oder in weit von der 
Heimatstationierung entfernten Gebieten ver- 
bessert werden können; 

j) der Stand der Ausrüstungstechnik der einzel- 
nen Flugzeugtypen darf nicht der allein ent- 
scheidende Faktor für die Festlegung von Tief- 
flugübungstechniken und Bedingungen sein; 
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k) während früher die Ausbildung im Tiefflug im 
möglichen Einsatzgebiet unter Ausnutzung der 
geographischen Gegebenheiten und aus takti- 
schen Gründen angestrebt wurde, hat heute die 
Verfeinerung der navigatorischen Unterstüt- 
zungsmittel praktisch die Notwendigkeit des 
Sichtkontakts nach außen überflüssig gemacht 
und ermöglicht damit, derartige Übungsflüge in 
anderen, weniger dicht besiedelten Gebieten 
durchzuführen; 

l) Luftstreitkräfte der Mitgliedstaaten der WEU 
müssen die Möglichkeit haben, Tiefflug mit rea- 
listischen Vorwarnzeiten zu üben, nach einer 
Analyse der tatsächlichen Bedrohung, die je- 
doch gegenwärtig keine Übungen rechtfertigt, 
die von einer angenommenen Vorwarnzeit von 
nur wenigen Stunden ausgehen. 


Tagesordnungspunkt: 

Entwicklung im Führungs-, Kontroll-, Kommuni- 
kations- und Aufklärungsbereich (C 3 I) 

(Drucksache 1229) 

Berichterstatter: Abg. Hill 
(Großbritannien) 

Empfehlung 486 

betr. Entwicklungen im Führungs-, Kontroll-, 
Kommunikations- und Aufklärungsbereich (C 3 I) 

Die Versammlung 

(i) ist sich der Einschränkungen in den Verteidi- 
gungshaushalten aller Mitgliedstaaten des Bünd- 
nisses bewußt; 

(ii) ist sich der ernsthaften Absicht sowohl der Mit- 
gliedstaaten der NATO als auch der Warschauer 
Pakt-Staaten bewußt, ihre konventionellen Streit- 
kräfte zu reduzieren; 

(iii) ist der Ansicht, daß die Reduzierung der konven- 
tionellen Streitkräfte in Verbindung mit den ein- 
geschränkten Verteidigungshaushalten eine ver- 
besserte Zusammenarbeit zwischen den Streit- 
kräften der Bündnismitglieder verlangt im Hin- 
blick auf einen höchst effizienten Einsatz von 
Truppen und Gerät; 

(iv) ist überzeugt, daß ein integriertes Führungs-, 
Kontroll- und Informationssystem des Bündnisses, 
wie es derzeit von der NATO geplant ist, lei- 
stungsverstärkend wirken wird und die Lei- 
stungsfähigkeit der weniger bewaffneten Streit- 
kräfte, die zukünftig für die Gewährleistung von 
Frieden und Sicherheit in Europa zur Verfügung 
stehen werden, beträchtlich steigern wird; 

(v) ist überzeugt, daß einige Führungs-, Kontroll-, 
Kommunikations- und Aufklärungssysteme, ins- 
besondere die luftgestützten Frühwarn- und Kon- 
trollsysteme sowie die Abstandsüberwachungs- 
und Zielerfassungssysteme ebenfalls eine wich- 
tige Rolle im Prozeß der Verifizierung der Abkom- 


men über die Reduzierung der konventionellen 
Waffen spielen können; 

(vi) ist überzeugt, daß die in Absatz v. erwähnten Sy- 
steme im beträchtlichen Maße dazu beitragen 
könnten, Vertrauen im militärischen Bereich zu 
schaffen, wenn sowohl die Mitglieder des War- 
schauer Pakts als auch jene der NATO vereinba- 
ren, ihren Luftraum für unbewaffnete Überwa- 
chungsflüge über ihrem Staatsgebiet zu öffnen, 
wie Präsident Bush es im Mai 1989 vorgeschlagen 
hat; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten dringend zu 
ersuchen, die Pläne der NATO über ein integriertes 
Führungs-, Kontroll- und Informationssystem für 
den alliierten Befehlsbereich Europa zu unterstüt- 
zen und hierfür die finanziellen Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen; 

2. die mögliche Rolle europäischer und multinationa- 
ler luftgestützter Systeme der Abstandsüberwa- 
chung und Zielerfassung und von luftgestützten 
Frühwarn- und Kontrollsystemen beim Prozeß der 
Verifizierung der Durchführung eines KSE-Ver- 
trags und im Rahmen einer künftigen Vereinba- 
rung über den „offenen Himmel“ zu prüfen. 


Tagesordnungspunkt: 

Stellungnahme zu den Haushalten der WEU für 
die Haushaltsjahre 1989 (revidiert) und 1990 

(Drucksache 1218) 

Berichterstatter: Abg. Lord (Großbritannien) 

Anhang 

Zu dem Tagesordnungspunkt „Wien, die Abrüstung 
und die Westeuropäische Union“ sprach Abg. Meisel 
(Beobachter DDR-Neues Forum): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist das 
erstemal, daß Vertreter der DDR in diesem Haus Be- 
obachter sein können. Ich möchte meinen Dank zum 
Ausdruck bringen, daß das möglich ist. Es ist sehr 
informativ für uns, an dieser Tagung teilzunehmen 
und eine Menge von interessanten Anregungen und 
Gedanken den Beiträgen zu entnehmen, insbeson- 
dere aber den präzisen und fundierten Berichten, wo- 
für der vorliegende ein gutes Beispiel ist. 

Gestatten Sie mir, daß ich in diesem Zusammenhang 
einige grundsätzliche Bemerkungen zu dem mache, 
was uns im östlichen Teil Deutschlands im Zusam- 
menhang mit der Abrüstung bewegt. Die Verände- 
rungen, die sich im letzten Jahr im östlichen Teil Euro- 
pas abgespielt haben, sind in der Tat ohne Beispiel 
und waren heute vor einem Jahr in diesem Umfang 
noch nicht vorherzusehen. Sie eröffnen eine Chance, 
daß der Prozeß für Stabilität und Entspannung in Eu- 
ropa in einem Tempo vor sich gehen kann, wie er vor- 
her nicht abzusehen war. Daran liegt uns ganz beson- 
ders. Denn die Wende, die sich in meinem Land und in 
Osteuropa im vergangenen Zeitraum abgespielt hat, 
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war keineswegs der Sieg eines stark gebliebenen ei- 
nen Teils Europas über den schwach gewordenen an- 
deren, sondern war die direkte Folge und Frucht des 
Entspannungsprozesses. Solange die Angst auf bei- 
den Seiten Sicherheit nur durch Stärke möglich sah, 
gab es auch eine Verhärtung nach innen. Der Demo- 
kratisierungsprozeß konnte erst vorankommen, nach- 
dem diese Bürde aufgebrochen war und neue Hori- 
zonte einer gemeinsamen Sicherheit aller europäi- 
schen Staaten zu ersehen waren. Erst als Folge der 
Entspannung konnte also das in Bewegung kommen, 
was möglich gemacht hat, daß wir heute hier sind. 

Dieser Prozeß, denke ich, sollte nun weitergehen, hin 
zu einem gesamteuropäischen Sicherheitssystem, in 
dem nicht gegen einige Teile Europas Sicherheit ge- 
sucht wird, sondern in dem das ganze Europa in eine 
gemeinsame Sicherheit einbezogen wird. Daß wir an 
diesem Punkt noch lange nicht sind, ist uns allen klar. 
Der vorliegende Bericht macht deutlich, wie mühsam 
die einzelnen Schritte sind, wie genau und sorgfältig 
die Verifizierung sein muß, damit es keine Ungleich- 
gewichte auf dem Weg dahin gibt. 

Es ist aber auch klar, daß es keinen Weg in die Zu- 
kunft Europas gibt, der an diesem gemeinsamen euro- 
päischen Sicherheitssystem Vorbeigehen kann. Dieser 
Weg — das muß auch deutlich gesagt werden — ist 
immer noch sehr zerbrechlich. Er könnte verbaut wer- 
den, wenn die Falken auf der einen oder anderen 
Seite wieder Oberhand bekommen und es einen 
Rückfall in das Bemühen gibt, Sicherheit durch Stärke 
zu erreichen. 

Ich kann den Ausführungen, die Herr Kollege Feld- 
mann vorhin gemacht hat, in diesem Punkt nur aus 
vollem Herzen zustimmen. Uns liegt in Deutschland 
sehr daran, daß der Weg zur deutschen Einheit nicht 
dadurch verbaut wird, daß Ängste unserer östlichen 
Nachbarn geschürt werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine Be- 
merkung über die Voraussetzungen anbringen, die 
viele Redner in diesem Hause gemacht haben: es 
gäbe für die Bevölkerung der DDR kein innigeres 
Anliegen, als so schnell wie möglich Mitglied und 


Bestandteil der NATO zu werden. Soweit ich die Stim- 
mung in unserem Lande sehe, ist das durchaus nicht 
so. 40 Jahre lang war unser Land gezwungen, Mit- 
glied eines Sicherheitssystems zu sein, ohne eigent- 
lich an dem Entscheiduiigsprozeß, ob es dort einge- 
bunden sein wolle, beteiligt zu sein. Man kann daher 
verstehen, daß es in vielen Teilen der Bevölkerung 
große Vorbehalte gibt, nun — wiederum ungefragt — 
in ein Sicherheitssystem mit allen Konsequenzen hin- 
eingezogen zu werden, ohne an den Bedingungen 
und der Gestaltung dieser Mitgliedschaft irgendeinen 
Anteil zu haben. Auf der anderen Seite ist uns natür- 
lich allen klar, daß es nicht mitten im Herzen Europas 
ein neutrales Sicherheitsloch geben kann. Es wird also 
ein Weg zu finden sein, der es der Bevölkerung der 
DDR möglich macht, frohen Herzens zuzustimmen, 
daß wir uns in eine Sicherheitsgemeinschaft begeben, 
die auf dem Weg zur gemeinsamen Sicherheit in Eu- 
ropa ist. Das setzt aber eben auch — das muß ganz 
deutlich gesagt werden — Veränderungen in der bis- 
herigen Strategie der NATO voraus. Die NATO kann 
auf dem Wege zu gemeinsamer Sicherheit in Europa 
ganz sicher ein Meilenstein sein, eine Institution, in 
die wir unsere Kraft einbringen. Aber dann muß auch 
klar erkennbar sein, daß dieser Weg gegangen wird 
und daß kein Weg zurückführt. Insofern unterstützen 
wir die Bemühungen sehr, daß gleichzeitig der KSZE- 
Prozeß in irgendeiner Weise weitergeführt und insti- 
tutionalisiert wird. Dabei muß man sicherlich nicht 
daran denken, daß neue Institutionen geschaffen wer- 
den, sondern es könnten sehr wohl vorhandene Insti- 
tutionen wie die WEU oder die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarats dafür genutzt werden. Aber 
daß der Prozeß der Abrüstung und Entspannung in 
Europa deutlich weitergeht und daß der Weg zu einer 
Verminderung der Rüstung und auch der Rüstungsla- 
sten in Europa beschritten wird, das ist ein Anhegen, 
das viele Menschen in meinem Land sehr bewegt, 
weil sie nach einer Zeit des wirtschaftlichen Nieder- 
gangs dringend die Kraft, die Mittel und die Hoffnung 
brauchen, die zu einem neuen friedlichen Weg in Eu- 
ropa führen, in dem noch soviel Rüstung wie nötig, 
aber soviel Zusammenarbeit wie möglich sind. — Ich 
danke Ihnen. 
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